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In der Reihe der "Hefte aus Burgscheidungen" sind 
bisher erschienen: 

· 1 Günter Naundorf : ' Die Verwirklichung christ­
Hcher Anliegen im Sozialismus 

2 Prof. Dr. Kurt Wiesner: ö kumene und Welt­
friedensbewegung 

*3 Wolfgang Fischer: Christliche und marxistische 
Ethik ' 

*4 Dr. Hanfried Müller: Der Christ in Kirche und 
Staat 

·5 Prof. Dr. Gerhard Kehnscherper: Die Botschaft 
Jesu Christi in der Begegnung mit dem 
religionslosen Menschen 

6 Prof. Dr. Gerhard Reintanz:. Auf dem Wege zur 
Wiedervereinigung Deutschlands 

7 Der Mißbrauch der Religion durch den Impe­
rialismus 

8 Günter Wirth: "Europäische Einigung" oder 
Europa des Friedens? 

9 Der Primas der Russischeh Kirche -
Zum 80. Geburtstag des Patriarchen Alexius 

10 Dr. Hanfried Müller: Die Frankfurter Theolo­
gische Erklärung der Kirchlichen Bruder­
schaften vom 4. Oktober 1958 

11112 Prof. Dr. Gerhard Reintanz: Berlin - nicht 
Frontstadt, sondern Friedensstadt 

13 Dr. Hara1d-Dietrich Kühne: Die halbstaatlichen 
Betriebe in der Deutschen Demokratischen 
Republik 

·14 Günter Wirth / Christa Johannsen: Die literari­
sche Gestaltung der christlichen Existenz im 
Sozialismus 

15 Edmond Meclewski: Die polnischen Westgebiete 
- Eine demographische Untersuchung -

16 Prof. D. Dr. Johannes Leipoldt: Ewiger Friede 
ist keine Utopie 
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Die Deutsche Demokratische Republik ist der einzige recht­
mäßige deutsche Staat, weil auf ihrem Boden die für das deut­
sche Volk vel~hängrtisvollen Kräfte, die deutschen Militari­
sten, die Konzernherren und Junker, für immer ausgeschaltet 
sind; weil die Al1beiter, die Bauern und die anderen werk­
tätigen Schichten gemeinsam unter Führung der Partei der 
Arbeiterklasse einen Staat des Friedens und der sozialen Ge­
rechti~eit aufbauen; weil in der DDR die Programme der 
deutschen Antifaschisten aus der Zeit der faschistischen Bar­
barei ebenso verwirklicht sind wie die im Potsdamer Abkom­
men niedergelegte Zielsetzung der Antihitlerkoalition; weil 
unser Arbeiter-und-Bauern-Staat. der die Lehren aus der 
Geschichte gezogen hat 'Und die besten Kräfte des deutschen 
Volkes verkörpert, durch ,die Geschichte selbst legitimiert ist. 

Auf Grund dieser Tatsachen ist die DDR zum Objekt einer 
maßlosen Hetze - und man muß auf Grund der Enthüllun­
gen der letzten Monate hinzufügen: zum Objekt einer Blitz­
kriegsplanung - der westdeutschen Militaristen und Revan­
düsten geworden. Worum es dabei geht, zeigen deutlich 
folgende Ausführungen in der berüchtigten Zeitschrift "Deut­
sche Ostkunde", Heft 1/1958: 

"Der Verlust der ostdeutschen Gebiete bedeutet einen emp­
findlichen Verlust für die Wirtschaft Mittel- und Westeuropas. 
Es wird in Zukunft mit entscheidend sein, ob die Wirtschafts­
kraft Ostdeutschlands (agrarische überschüsse, Bergbauerzeug­
nisse) die des Ostblocks stärken oder den kommenden ,Gemein­
samen Markt' Mittel- und Westeuropas unterstützen wird."!) 

Ebenso kennzeichnend ist die Tatsache, daß im westdeut­
schen Handbuch der Aktiengesellschaften noch heute unter 
"Ostbes.itz" die volkseigenen Betriebe der DDR aufgeführt 
werden. Diese Propaganda 'ändert natürlich nichts daran, daß 
der östliche Teil Deutschlands den deutschen Militaristen für 
alle Zeiten verloren ist. 

Mit besonderer Feindschaft treten unsere Gegner dem Recht 
und den Justizorganen der DDR ge~über. Hier nelunen die 
Fälschungen und Entstellungen der Tatsachen besonderes Aus­
maß an. Hier gibt es eine umfassende Einheitsfront: Sie reiCht 
von Oberländer, dessen Steckbrief bei uns öffentlich plakatiert 
ist, bis zu den ehemaligen Zeiss-Direktoren in Heidenheim, 
die aus Eigentum der Zeiss-Stiftung und der Zeiss-Werke 
einen westdeutschen KonzernbetJrieb gemacht haben; von 
Pferdmenges, der ein Rittergut im Bezirk Frankfw·t (Oder) 
besaß, bis zu dem Mitglied der Adenauer-CDU D. Dr. Dibe­
lius, der in seiner berüchtigten Obrigkeitss~rift in treuer 

I) Zitiert nach "Ist das Zufall?", Kongreß-Verlag 1960, S.108 
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Nachfolge der "Heiligen Allianz" die "Legitimität" der Ot'd­
nung und des Rechts fordert. und sie der DDR natürlich be­
streitet, 

Das Beispiel Dibelius ist für uns deshalb wichtig, weil hier 
mit c h r ist 1 ich e r Terminologie die Verteidigung des bür­
gerlich-kapitalistischen Rechtssystems getarr~t wird. Dibelius 
fordert "Recht im christlichen Sinne des Wortes" und findet 
es nur in den Ländern der sogenannten "freien Welt·,. Hierzu 
ist zweierlei 2JU sagen: 

1. Für das "christliche Recht" gilt das gleiche, was wir in 
vielfachen Auseinanderseuungen über den "chr,istlichen 
Staat", die "christliche Kultur" und den "chlistlichen Sozialis­
mus" dargelegt haben. Diese Begriffe haben wedel' in den 
kapitalistlschen noch in den sozialistischen Ländern des 
20. Jahrhunderts eine Realität. In den Ländern beider Gesell­
schaftsordnungen leben christliche Menschen und existieren 
(teilweise) christliche Parteien, die zu Staat, Kultur, Sozialis­
mus und Recht ihre Position beziehen und sich dabei zwischen 
Reaktion und Fortschritt entscheiden müsseo. 

2. Was die "freie Welt" anbetrifft, zu der sich He.rr Dibelius 
bekennt, so herrschte nach einer Mitteilung des amerikani­
schen Publizi.sten Sulzberger, der des Kommunismus unver­
dächtig ist, von 72 Ländern dieser "freien Welt" in 49 eine 
"Diktatur oder Oligarchie". Die Ereignisse in Südafrika, in 
Japan, in Südkorea und in der Türkei haben gezeigt, was die 
beh'offenen Völker von ihrer Freiheit halten. 

Herr Dibelius hat weiter die Entdeckung gemacht, "daß in 
der DDR das Wort ,Recht' immer mehr in Fortfall kommt". 
Es werde durch "Gesetzlichkeit" ersetzt, wobei er diesen Be­
griff interpretiert als "eine Anzahl von Besbimmungen, die di.e 
Machthaber im Interesse ihrer Macht erlassen und nun mIt 
ihren Machtmitteln durchsetzen". Was die Verwendung des 
Begriffs "Recht" anbelangt, so ist darauf hinzuweisen, ?aß 
z.. B. in dem Referat Walter Ulbrichts auf dem V. ParteItag 
der SED ein ganzer Abschnitt der Beantwortung der Frage 
gewidmet ist: "Was ist das sozialistische Recht?":!) Ich werde 
darauf in anderem Zusammenhang zurückkommen. Die dema­
gogischen und wissenschaftlich un~altbaren Beme~'kungen des 
Herrn Dibelius über Gesetzlichkeit und Gesetze m der DDR 
erfordern folgende Feststellungen: ./ 

Ohne daß es möglich wäre, hier umfassende theoretische 
Darlegungen über die sozialistische Gesetzlichkeit zu machen, 
sei gesagt, daß eine ihrer wesentlichen Seiten die unbed.in~te 
Einhaltung der Gesetze der Arbeiter-und-Bauern-Macht 1st. 

2) Protokoll des V. Parteitages der SED, Dietz Verlag . 1959, Band I, 
S.50-55 
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Wem die Gesetze in beiden deutschen Staaten · dienen, hat 
Walter Ulbricht in einer Diskussion mit Angehörigen der 
Intelligenz in Leipzig im J,uni 1957 mit ,den Worten ausge­
drückt: 

"Herrscht die kapitalistische Klasse, so wenen. die G~setze 
und das Recht dem Interesse dieser Klasse, also emer Minder­
heit so daß von wahrer Gerechtigkeit keine Rede sein kann. 
Her~scht die Arbeiterklasse im Bündnis mit den werktätigen 
Bauern und anderen werktätigen Schichten, d. h. der Mehrheit 
der Bevölkerung, dann besteht der Sinn der Gesetz.~ un? der 
Gerechtigkeit darin, die Rechte des Volkes ~u ~ewnh~~~lste':l' 
aber die Kräfte zu unterdrücken, die eine femdhche Tabgkelt 
gegen die Staatsmacht der Arbeiter und Bauern durchführen. '13) 

Die Richtigkeit dieser theoretischen Feststellung und damit 
die Widerlegung der Verleumdungen von Dibelius werden so­
fort deutlich, wenn man die Fragen aufwirft: Wessen Interessen 
dienen clie DDR-Gesetze der Arbeit, zur Förder·ung der Frau, 
der Jugend, der Intelligenz, aber auch die Strafbestimm-un­
gen, wonach NATO-Spione zur Verantwortung gezogen wer­
den? Wessen In teressen dienen die westdeutschen Gesetze 
über die Verschlechterung der Sozialversicherung, über die 
Mietenerhöhung, vor allem aber die Strafgesetze, nach denen 
Anhänger des Friedens und der Verständigung verurteilt 
werden? Es ist also genau umgekehrt, Wie Hen' Dibelius sagt. 
Die Gesetze 'in der DDR dienen den Interessen des Volkes, 
die Gesetze im Westzonenstaat den Interessen der herrschen­
den Kreise, der Militaristen und Monopolherren. 

Herr Dibelius stellt weiter die These auf, daß in der DDR 
die alte zweitausendjährige Vorstellung auf jede Weise be­
kämpft werde, "daß es wenigstens in gewissen Dingen glei­
ches Recht für alle geben müsse". Es wäre interessant, am 
Ablauf der Geschichte darzulegen, wie es mit dem "gleichen 
Recht für alle" seit den Zeiten der Sklavenhalter aussah. 
Aber es geht uns nicht um die Vergangenheit, sondern um die 
Gegenwart. Und hier erheben wir als christliche Demokraten 
empörten Protest gegen die demagogische Behauptung von 
der Rechtsgleichbeit unter den Bedingungen des bürgerlich­
imperjalistischen Rechtssystems. Man kann dieses Sy.stem 
nicht besser kennzeichnen als durch das bekannte Wort von 
Anatole France, daß das Gesetz in seiner erhabenen Größe 
es Armen wie Reichen in gleicher Weise verbietet, Brot zu 
stehlen und unter Brücken zu schlafen. Das ist die zwar nicht 
zweitausend Jahre alte, aber aus der Zeit der aufsteigenden 
Bourgeoisie stammende Gleichheit der Rechte, für die Herr 
Dibelius noch heute schwärmt. Er kann sie in den kapitali­
stischen Ländern Westeuropas studieren, in den Elendsvierteln 

3) Walter Ulbricht. über die Dialektik unseres soziaUStlSCh.cn AuI­
baues, Dletz verlag 1959, S. 164 
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der nordamerikanischen Städte, in Lateinamerika und bei den 
gegen den Kolonialismus kämpfenden Völkern Afrikas. über­
all, wo die Kapitalisten herrschen oder bis gestern noch ge­
herrscht haben, gibt es Reichtum und Elend - nur in den 
sozialistischen Ländern ist die ses "gleiche 'Recht für alle" 
verschwunden. 

Ich verzichte darauf, mich mit weiteren Thesen der politi­
schen Schmähschrift des Herrn Dibelius auseinanderzusetzen 
obwohl hier ausdrücklich festgestellt sei daß sie Wort fü; 
Wort zu wJderlegen ist, weil sie mit den' Tatsachen des Le­
bens nicht übereinstimmt. Die bisherigen Beispiele genügen. 
Ich habe sie nicht deshalb angeführt, weil sie etwa besonders 
neu oder tiefgründig wären. Sie sind im Gegenteil dadurch 
gekennzeichnet, daß sie sehr offen unter Verwendung christ­
licher Phrasen die DDR angreifen und damit das Adenauer­
Regime unterstützen wollen. Ausdrücklich bezeichnet DibeUus 
?as System der sogenannten freien Welt als legitim, weil bei 
lhm "Gottes gnädiger Wille hindurchscheine". Hier wird der 
Mißbrauch christlicher Vorstellungen offensichtlich. Dem­
gegenüber ist der Standpunkt unserer Partei klar: Wir mi­
schen uns nicht in Fragen der religiösen Verkiinellgung ein 
setzen uns aber mit Aussagen politisierender Kirchenführe; 
auch dann deutlich auseinander, wenn sie in theologischer 
Verkleidung auftreten. Das ist unser Recht und unsere Pflicht 
als politisch wirkende Chr.isten . 
.. Ang~ichts der sich zuspitzenden Auseinandersetzungen 
uber Recht und Rechtsverhältnisse in beiden deutschen Staa­
ten ist es notwendig, den Mitgliedern unserer Partei die 
OIientiel'ung ·und die Vfiderlegung der feindlichen Angrifße 
zu erleichtern. Aus diesem Grunde sollen in diesem Heft 
einige Schwerpunkte qer Rechtsentwicklung beider deutscher 
Staaten dargelegt werden. Vorweg seien noch zwei prinzipielle 
Feststellungen getroffen: 

1. Unsere Partei, die Christlich-Demokratische Union hat 
sich von vornherein für die Mitverantwortung und Mitge­
staltung unseres Staates zur Verfügung gestellt. Sie hat ge­
holfen, die antifaschistisch-demokratische Ordnung zu errich­
ten, und sie hat sich beim Übergang zum Aufbau der Grund­
lagen des Sozialismus entschlossen zum Sozialismus bekannt. 
In der gegenwärtigen Pet'iode setzt sie sich gemeinsam mit 
allen anderen demokratischen Kräften für den Sieg des So­
zialismus ein. In allen diesen Jahren sind wir von der Er­
kenntnis ausgegangen, daß die Staatsmacht eine entscheidende 
Rolle beim A'Ufbau eines neuen Lebens spielt, und haben uns 
konsequent zu unserem Staat der Arbeiter und Bauern be­
kannt. Dabei waren wir uns darüber klar, daß Recht und 
Justiz, die sich entsprechend dem staatlichen Aufbau ent-
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wickelten, einen wichtigen Bestandteil der einheitlichen 
Staatsmacht der DDR bilden. Deshalb schließt das Bekennt­
nis unserer Partei zur Arbeiter-und-Bauern-Macht die Unter­
stützung der Justiz und der Herausbildung eines sozialisti­
schen Rechts ein. Folgerichtig haben zahlreiche Mitglieder 
unserer Partei als Abgeordnete, Richter und Schöffen ihre 
Kraft für die Enhvicklung des Neuen in der Justiz eingesetzt. 

2. Der Charakter des Rechts und der J.ustizorgane in beiden 
deutschen Staaten wird verständlich, wenn wir uns klar dar­
über sind, daß Recht, Gesetz und Justiztätigkeit vom Wesen 
des Staates bestimmt werden. Dieser Grundsatz zeigt sich in 
der Gegenwart, wie die weiteren Darlegungen ergeben wer­
den; er wurde aber auch in der Vergangenheit unseres Volkes 
sichtbar. -

So richteten in der Weimarer Republik - einem bw'gerlich­
kapitalistischen Staat - die Stra:figer:ichte ihre ganze Schärfe 
gegen "links". gegen Kommunisten und Demokrateo, wäh­
rend sie gegenüber Fememördern und Putschisten rechts­
radikaler Herkunft mit Verfahrenseinstellungen, milden Ur­
teilen und baldigen Begnadigungen reagierten. So wurde 
nicht ein einziges Mitglied der Kapp-Regierung bestraft, wäh­
rend von den Mitgliedern und führenden Anhängern der 
bayrischen Räteregierung drei ermordet und gegen die übri­
gen mehr als 152 Jahre Freiheitsstrafen verhängt wurden;') 

Zu einem ZeITbild der Justiz - dieses Wort heißt ja in 
seiner ursprünglichen Bedeutung "Gerechtigkeit" - wurde die 
Tätigkeit der Gelichte in der Zeit des Faschismus. Mit bluti­
gem Terror und Todesurteilen als Massenerscheinung sollten 
die Arbeiterklasse und alle anderen demokratischen Kräfte 
in Deutschland und in den besetzten europäischen Ländern 
niedergehalten und das Hinterland für felle faschistische Krieg­
fühlung gesichert werden. Die Voraussetzungen fil!r die 
Schutzhaft und die Errichtung der Konzentrationslager, die 
Erfindung neuer Straftatbestände und die brutale Erhöhung 
der Strafen, die Entrechtung der Juden und der slawischen 
Menschen wurden fein säuberlich in Paragraphen gefaßt und 
in Gesetzblättern abgedruckt, I 

Deshalb forderte das Potsdamer Abkommen nicht nur als 
Ziel der Besetzung Deutschlands "die endgültige Umgestal­
tung des deutschen politischen Lebens auf demokratischer 
GrundlageC

', sondern legte auch in Teil A, Politische Grund­
sätze, fest: 

,,4. Alle nazIstischen Gesetze, welche die Grundlagen für das 
Hitler-Regime geliefert haben oder eine Diskriminierung auf 

"') VSI. Josef Streit, Vierzig Jahre politisCher Mord, DeutsCher Zentral­
verlag 1960, S. 50 ff. 
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Grund der Rasse, Religion oder pOlitischer überzeugung er­
richteten, müssen abgeschafft werden. ~eine solche Diskrimi­
nierung, weder ein~e rechtliche noch eine administrative oder 
irgendeiner anderen Art, wird geduldet werden ... 

8. Das Gerichtswesen wird entsprechend den Grundsätzen 
der Demokratie und der Gerechtigkeit auf der Gruncllage der 
Gesetzlichkeit und der Gleichheit aller Bürger vor dem Gesetz 
ohne Unterschied der Rasse, der Nationalität und der Religion 
reorganisiert werden."5) 

Diese Grundsätze bllden einen wichtigen Maßstab für die 
Einschätzung der Rechtsentwicklung, wie sie sich in den bei­
den deutschen Staaten in den fünfzehn Jahren des Bestehens 
des Potsdamer Abkommens vollzogen hat. 

II 

Das hervorstechendste Kennzeichen der staatsrechtlichen 
Entwicklung in Westdeutschland ist gegenwärtig die Vorbe­
reitung der Notstandsgesetzgebung. Sie wird seit Anfang 1960 
beschleunigt, weil die wachsende Isolierung der Adenauer­
Politik und die Durchsetzung der Atomrüstung gegen· den 
Willen des Volkes die Bonner Regierung zwingen, den Terror 
zu verstärken. Auf diese Weise sollen die friedliebenden, ~er­
ständigungsbereiten Kräfte Westdeutschlands unterdrückt und 
die aggressive Außenpolitik des Bonner Regimes, die jetzt 
auch die Zustimmung der rechten SPD-Führung gefunden hat, 
fortgesetzt werden. Gleichzeitig sollen unter dem Vorwand 
eines Notstandes die ArbeitelTechte noch weiter eingeschränkt 
und schließlich liquidiert werden, um die Monopolproftte zu 
sichern. Diese Zielsetzung der vorbereiteten Gesetze ergibt 
sich eindeutig aus Erklärungen offizieller westdeutscher Per­
sönlichkeiten. ' 

Bekanntlich erklärte,Adenauer am 11. Januar 1960 vor dem 
Vlestberliner Abgeor:dnetenhaus: 

"Nun müssen wir uns darüber klar sein, daß das Jahr 1960 
wirklich Gefahrenpunkte erster Ordnung bringen wird 
Wissen alle Herrschaften, wie dünn die Decke ist, auf der wir 
alle miteinander stehen?" 

Adenauers Gefahrenpunkte :- das waren damals der bevor­
stehende Beg,inn der Abrüstungsverhandlungen in Genf und 
die geplante Gipfelkonferenz in Paris. Die dünne Decke - das 
ist die Kennzeichnung der Tatsache, daß in Westdeutschland 
die Kräfte wachsen, die eine Wende in der Politik der Bun­
desrepublik erstreben. Adenauers Rede enthält die polit i­
sche Grundlinie, die für die Vorlage der Notstandsgesetze im 
gegenwärtigen Zeitpunkt maßgebend ist. Deutlicher sind die 
Erklärungen seiner Mitarbeiter, die bereits 1958 mit der Vor-

5) Dokumente zur Deutschlandpolltik der Sowjetunion, Band 1, Rütten 
& Loening 1957, S. 3, 4 . 
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bereitung der Gesetze begannen. Sie wurden offen von Innen­
minister Schröder am 30. Oktober 1958 in einer Rede von der 
~olizeigewerkschaft gefordert. Er warf dort die Frage auf : 

"Sind unsere Sicherheitseinrichtungen geeignet, schwerere 
Belastungsproben als die gegenwärtigen auszuhalten?" 

Schröder verneinte die Frage und fügte hinzu: 
"Jedoch wäre nicht das Grundgesetz, sondern wir selbst 

-wären zu tadeln, wenn es uns jetzt nicht gelänge, Vorkehrun­
gen für den Notstandsfall zu treffen." 

Im damaligen Zeitpunkt beschränkte sich der Innenmini­
ster aus Zweckmäßigkeitsgründen auf diese allgemeinen Be­
merkungen. Wohin die Reise .ging, hatte allerdings im März 
1958 ein mittlerer Beamter, der Bonner Regierungsrat Dr. 
Flor, im "Deutschen Verwaltungsblatt" ausgesprochen, wobei 
er unterstrich, daß seine Gedanken "eine gewisse Beachtung 
verdienen dürften". Ich zitiere aus Flors Artikel "Staatsnot­
stand und rechtliche Bindung": 

"Die für den Staatsnotstand zu gewährende Vollmacht wird 
eine Vereinigung aller vollziehenden Gewalt in Bund und 
Ländern einschließlich des Rechts zum Einsatz der Bundes­
wehr nach innen zulassen müssen; denn wenn es um den Be­
stand des Ganzen geht, darf es kein Nebeneinander verschie­
dener Machtträger geben. D. h. letztlich nichts anderes, als daß 
ein künftiges Ausnahmerecht - ebenso wie Art. 48 Weimarer 
Verfassung - für den Staatsnotstand der Diktatur den Weg 
bereiten muß. Die Diktatur ist nun einmal die besondere Form 
der Staatsführung, die aus dem Staatsnotstand entspringt -
Staatsnotstand und Diktatur gehören untrennbar zusammen." 

Nun wissen wir es genau: Der Notstand, über dessen kaut­
schukartige Voraussetzungen ich noch sprechen werde, soll 
zum Anlaß für eine offene Diktatur genommen werden. Aber 
Herr Dr. Flor wird noch deutlicher. Er lehnt den in der Wei­
marer Verfassung als Träger der Ausnahmegewalt fungie­
renden Präsidenten ab und schreibt: 

"Nach dem Aufbau unserer Verfassung, die sich insoweit 
grundsätzlich von der Weimarer Verfassung unterscheidet, 
kann allein der Bundeskanzler dazu berufen sein, in der Krise 
in die Rolle des kommissarischen Diktators hineinzuwachsen." 

Wenn man diese bereits im Frühjahr 1958 veröffentlichten 
Zeilen liest, muß man sich die Frage vorlegen, weshalb Ade­
nauer überhaupt ein Jahr später das Theater mit seiner Kan­
didatur rur den Posten des Bundespräsidenten aufge1lührt hat. 
Ich will nur der Vollständigkeit halber erwähnen, daß Dl'. 
Flor während des Ausnahmezustandes auch ein Notverord­
nungsrecht der Regierung und die A'llßerla.-aftsetzung einer 
Reihe von Grundrechten fordert. 

In diesem Artikel des Bonner Regierungsrates, der offenbar 
nicht nur seine persönliQ1e Meinung enthielt, ist bereits die 
Grundkonzeption der Notstandsgesetzgebung enthalten. In 

9 



den letzten Monaten geben auch die offiziellen Bonner Per­
sönlichkeiten/ ihre Zurückhaltung auf und erklären, daß sich 
die Notstaryfsgesetze auch gegen die innere Opposition richten. 
Nach einem Bericht der Hamburger Zeitung "Die Welt" vom 
19. Januar 1960 sagte Innenminister Schröder, daß die Mög­
lichkeit, wegen eines Streiks den Ausnahmezustand z.u ver­
künden, bei den Beratungen der Gesetze eine große Rolle 
spielen werde. Er nahm zwar "legale Arbeitskämpfe" aus, 
begrenzte diese aber auf Lohnstreiks im Gegensatz zu politi­
schen Streiks. Nach dieser Auffassung könnten beispielsweise 
Streiks gegen die sogenannte Blanksche Krankenkassenreform 
oder gegen andere Gesetze, die die Lage der Arbeiter ver­
schlechtern, zum Notstandsfall gemacht werden. 

Als sich in Westdeutschland gegen die Formulierungen 
Schröders vom "inneren Notstand" ernste Bedenken erhoben, 
nahm .8chröder laut "Die Welt" vom 3. Februar 1960 erneut 
Stellung. In dem Bericht heißt es: 

"Unverändert für nicht tragbar hält Bundesinnenminister 
Schröder eine Trennung zwischen innerem und äußerem Not­
stand und damit eine Beschränkung des Gesetzentwurfs auf 
den äußeren Notfall." 

Auf dieser Grundlage wurde der Entwurf eines Notstands­
gesetzes vom Bundeskabinett beschlossen und an Bundesrat 
und Bundestag überwiesen. Er sieht vor, daß in das Grund­
gesetz ein Artikel 115 a über den Ausnahmez.ustand eingefügt 
wird. Diese Änderung des Grundgesetzes kann die CDUjCSU­
Mehrheit nicht allein beschließen. Sie bedarf dazu auch so­
zialdemokratischer Stimmen. Ist dagegen der neue Artikel 
115 a einmal ins Grundgesetz aufgenommen, so können die 
weiteren geplanten Einze1gesetze ebenso wie die Verkündung 
des Ausnahmezustandes selbst mit einfacher Mehrheit - also 
~it den Stimmen der CDUjCSU - beschlossen werden. A.uf 
Grund dieser verfassungsrechtlichen Situation verhandeln 
gegenwärtig Vertreter der Adenauer-Regierung mit den rech­
ten SPiD-Führern, um deren Zustimmung z.ur Änderung des 
Grundgesetzes zu erhalten. Später hat dann die SPD wieder 
Abstimmungsfreiheit, genauer gesagt, die Freiheit, sich als 
getreue Opposition Adenauers überstimmen zu lassen. Wir 
haben deshalb allen Anlaß, dle5e1> Spiel hinter den Kulissen 
sorgfältig zu verfolgen. 

Am 3. Februar 1960 ließ die "Frankfurter Allgemeine Zei­
tung" durchblicken, daß die rechten SPD-Führer die Not­
standsgesetzgebung grundsätzlich befürworten. Die Zeitung 
schreibt, die Sozialdemokraten hätten auf den Regierrungsent­
wurf ziemlich scharf reagiert, und fährt fort: 
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"Aber jetzt sind Barrieren gefallen, die manchen unüber­
windbar erschienen." 

Ei~}~~ Tage später, am 9. Februar 1960, ber;chtete "Die 
"Yelt . uber den Entww'f eines Notstandsgesetzes des nieder­
sachslsch.en SPD-Ministerpräsidenten Kopf. In diesem Ent­
W~rf Wlrd der Bundesregierung das Recht zugesprochen, 
",,:?h.rend des Notstandes die Polizeikräfte des Bundes und der 
~ander sowie die Streitkrafte einzusetzen. Auch Kopf bejaht 
em Notverordnungsrecht und die Außerkraftsetzung bestimm­
ter GIiUndrechte. 

. Auf s.eiten der .SPD fehlt auch die theoretische Begründung 
Dl~t. SIe wur~e Vom Vizepräsidenten des Bundesverfassungs_ 
gertchts Katz In der "Frankfurter Allgemeinen Zeitung" vom 
4. Dezember 1959 geliefert. Katz stellt die Lücke im Grund­
g~setz fest, die. sich aus dem Fehlen eines Staatsnotrechts er­
gabe, und bezezchnet sie "nicht nur als beängstigend sondern 
gerad~u als bedrohlich ". Der SPD-J urist fordert ein~ baldige 
gesetzliche Regelung, damit die Lücke ausgefüllt wel-de und 
zwar während des "guten Wetters", das seiner Ansicht' nach 
gegenwärtig i.n der Bundesrepublik herrscht. Wir wollen mit 
H~l~ Ka~z ru~t darüber streiten, ob sich die Bundesrepublik 
w~rkllch . m ~mer "ruhigen, sonnigen Lage" befindet. Dem 
wlderspncht Ja sogar Adenauer mit seiner "dünnen Decke". 
Trotzdem enthalten die AusfÜhrungen von Katz einen inter­
e:-santen .Kern. Er meint, man solle die Notstandsgesetze in 
~Inem Zeitpunkt verabschieden, in dem die Bevölkerung nicht 
ubers~en kann, was die Zielsetzun g d ieser Gesetze ist und 
wo~ SIe gebraucht werden sollen. Der Ratschlag des rechten 
SOZIaldemokraten Katz ist ein Beitrag zu Adenauers Begriff 
von dem Selbstbestimmungsrecht der Bevölkerung. 

Aber ~atz beschränkt sIch nicht darauf. Er tritt in dem glei­
chen. Artikel offen für die Verhängung des Ausnahmezustan­
des 1m Falle des sogenannten "inneren Notstandes" ein. Dabei 
geht er poch weiter als SchröderJ der bekanntlich den Lohn­
streik ausgenommen hatte, und schreibt: 

"Dab~i dü![ten ,:v~hrscheinlich in der heutigen Zeit nicht so 
seh.! die rem .. Po~tJschen als eher die wirtschaftlichen oder 
S?Zlal~n V~rhalt.msse den Anlaß für den Notstand bieten. Ich 
b~n mir mcht s~cher, ob ein totaler Metallarbeiterstreik von 
VIer Monaten, wie ihn die Vereinigten Staaten erst jetzt durch­
gemach~ haben, '" v0!l Deutschland als einem Export- und 
Indust~leland .ohne Knsenzustand verdaut werden könnte, ob 
etwa ein S~relk solchen Ausmaßes hier nicht schon einen Zu­
stand der mn.~ren Krise und des inneren Notstandes hätte 
hervorru'fen kannen." 

Man muß sagen, im Bonner Staat herrscht eine saubere 
Arbeitsteilung. Der Vertrauensmann der Vereinigten Stahl­
werke, Innenminister SChl'öder, phantasiert von der kom­
munistischen Gefahr" und erklärt, der legale Lohnstreik löse 
natürlich keinen Notstand aus. Einer der höchsten beamteten 
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SPD-J uristen, Herr Katz, aber spricht offen über die sozialen 
Ünd wirtschaftlichen Vet1hältnisse als wahrscheinLiche Ur­
sachen eines Notstandes ,und führt einen eindeutigen Lohn­
streik .in den USA als Beispiel an. 

Ich komme zum Gesetzentwurf ·selbst. Danach kann der 
Ausnahmezustand vom Bundestag beschlossen werden 

"zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den Bestand oder 
die freiheitliche demokratische Grundordnung des Bundes oder 
eines Landes". 

Mit dia<>en !Unbestimmten Begriffen gibt es praktisch keine 
Einschränkungen für den übergang zur Notstandscliktatur. 
Ob eine Gefahr droht, stellt die Regierung fest. Die westdeut­
schen Gerichte identifizieren seit J ahren die Politik der Bun­
desregierung mit der freiheitlich-demokratischen Grundord­
nung. Bei dieser Sachlage kann Adenauer die Verkündung 
des A·usnahmeZiustandes beantragen und von seiner Fraktion, 
da e~nfache Mehrheit genügt, beschließen lassen. Damit liegt 
die Entscheidung für die Einführung einer Kanzlerdiktatul' 
allein in den Händen der Regierungspartei, der Adenauer­
enu. Wenn man weiter berücksichtigt, daß bei Gefahr im 
Verzuge der Bundespräsident mit Gegenzeichnung des Bun­
deskanzlers auch ohne Bundestag das Recht erhalten soll, den 
Ausnahme2lustand anzuordnen, so ergibt sich folgendes: 
Würde z. B. bei einer Bundestagswahl die SPD die Mehrheit 
erhalten, so könnten Adenauer und Lübke den A-usnalune­
zustand auslösen, um eine Regier:ungsübernahme durch die 
SPD zu verhindern. Von ihnen hinge auch die Dauer clieser 
Diktatur ab, .da eine etwa ablaufende Wahlperiode des Bun­
despräsidenten &ich b is zwn Ablauf von sechs Monaten nach 
Aufhebung des Ausnahmezustandes verlängert. 

Wie soll nach dem Gesetzentwurf während des Ausnahme­
zustandes regiert werden? Die Bundesregierung erhält ein 
Notverordnungsrecht einschließlich solcher Gebiete, die nicht 
zur Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes gehören; die Not­
verordnungen können von bestimmten Artikeln des Grund­
gesetzes abweichen. Außet' Kraft gesetzt werden können 
durch Notverordnung folgende Grundrechte: Das Recht auf 
freie Meinungsäußerung; die Freiheit der Kunst, Wissenschaft, 
Forschung und Lehre; die Versammlungsrreiheit, die Koali­
tionsjreiheit auf politischem ,und sozialem Gebiet; die Frei­
zügigkeit; die freie Berufswahl und das Verbot der Zwangs­
arbeit; die verflassungsrechtLiche Sicherung der rachterlichen 
Kontrolle über jede Verhaftung. Wenn der Entwurf außer­
dem vorsieht, daß Art und Ausmaß der Entschädigung für 
Enteignungen auf eine spätere Regelung verschoben werden 
sollen, so ist damit sicher nicht das Eigentum deI: Monopole 
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gemeint, sondern das persönliche Eigentum der Bürger, z. B. 
an Fahrzeugen. Schließlich kann die Bundesregierung Polizei­
kräfte des Bundes und der Länder und die Bundeswehr ein­
setzen. 

Diesel' Gesetzentwurf geht weit über die Diktaturbestim­
mungen im Artikel 48 der Weimarer Verfassung hinaus und 
vereint Elemente dieses schlechtesten Artikels der Weimarer 
Verfassung mit den Gnundzügen des Hitlerschen Ermächti­
gungsgesetzes. Das deutsche Volk hat bittere Erfahrungen 
darüber, was die Auihebung der Grundrechte bedeutet. Sie 
erfolgte in der Hindenburgschen Notverordnung vom 28. Fe­
bruar 1933, am Tage nach der von den Faschisten inszenierten 
Reichstagsbrandprovokation. Sie wurde die Grundlage für die 
Schutzhaftpraxis der Nazis und die Einrichtung der Konzen­
trationslager. Im Bonner Regierungsapparat sitzen genügend 
"Fachleute", die an diesen verbrecherischen Maßnahmen mit­
gewirkt haben. Die Übereinstimmung mit dem Hitlerschen 
Ermächtigungsgesetz liegt in der V Ol'berei tung der Kanzler­
diktatur unter Mißbr·auch scheinlegaler Mittel. Zur Täu­
schung der Bevölkerung wird die planmäßige Auflösung der 
parlamentarischen Demokratie in Westdeutschland in recht­
liche Formen gekleidet. Möglichst lange sollen die rechts­
staatlichen Illusionen, die auch in den Köpfen vieler sozial­
demokratischer Arbeiter vorhanden sind, aufrechterhalten 
bleiben. Hat aber das Adenauer-Regime eines Tages alle 
Voraussetzungen geschaffen, um schlagartig zur offenen fa­
schistischen Diktatur überzugehen, dann ist es zu spät. Dann 
regiert die durch keine rechtsstaatliche Fassade mehr verzierte 
nackte Gewalt. 

Die verfassungsrechtliche Regelung des Ausnahmezustandes 
ist nur der Anfang und die Grundlage der Notstandsgesetz­
gebung. Aus einer Veröffentlichung in der "Süddeutschen 
Zeitung" vom 4. Februar 1960 geht hervor, daß Scht-öder der 
Bundesregierung auch den Entwurf eines Notdienstgesetzes 
vorgelegt hat. Notdienstpflichtig sollen die nicht wehrpflich­
tigen Männer und die Frauen vom 18. bis zum 55. Lebensjahr 
sein. Der Notdienst wjrd ähnlich wie der MiLitär,dienst mit 
Musterungen und Bereitstellungsbescheiden vorbereitet. Durch 
Pressemeldungen sind auch die Evakuierungspläne bekannt 
geworden, die ebenfalls in einem Gesetz ihren Niederschlag 
finden sollen. TraurJge Berühmtheit hat der sogenannte Heye­
Plan erlangt, an dem auch SPD-Bundestagsabgeordnete mit­
gearbeitet haben. Die westdeutschen MilJitarJsten wollen im 
Falle des von ihnen vorbereiteten Krieges Millionen west­
deutsche Bürger auf Nebenstraßen und Feldwegen ins Elend 
treiben. Das ist ein Teil der "Belastungen und Risiken", die 
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Strauß nach seiner Rede vor der NATO am 16. Dezember 
1959 vor der westdeutschen Bevölkerung vertreten will! Die 
Adenauer-Regierung plant ferner eine Erweiterung der Wehr­
p~icht, die Einführung der Pressezensur für den Kriegsfall, 
em Auskunftspflichtgesetz und ein Parteiengesetz, das - \vie­
derum nach dem Vorbild Hitlers, nur mit anderen Methoden 
- die Gleichschaltung der in Westdeutschland zugelassenen 
Parteien auf den aggressiven Kurs der Adenauer-Regierung 
sichern soll. 

Betrachtet man den Gesamtkomplex dieser in Vorbereitung 
befindlichen Notstandsgesetzgebung, so muß man der Charak­
terisierung dw"eh Professor Dr. Kröger zustimmen, daß hiet 
der Bonner Staat 

"sozusagen eine ,Rechtsordnung; des atomaren Angriffs­
krieges entwickelt", 

daß er durch die wachsende Isolierung seiner. Politik ge­
zwungen ist, 

"gesetzliche Grundlagen für den übergang zur offenen 
faschistischen Diktatur der herrschenden militaristisch-kleri­
kalen Reaktion zu schaffen". 

Das bedeutet, daß der Faschisierungsprozeß der Bundes­
republik eine neue Etappe erreicht hat. Die Partei Adenauers 
in der sich die aggressivsten Kräfte des deutschen Imperia~ 
lismus zusammengefunden haben, geht zum Ein-Parteien­
Regime und zur Vorbereitung der Diktatur über. 

Als ersten Schritt hat der Banner Bundestag am 24. Junj 
1960 eine Wehrpflichtnovelle beschlossen, die es der Adenauer­
Regierung ermöglicht, für Westdeutsch land den "Spannungs­
zustand" zu erklären und damit die gesamte männliche Be­
völkerung unter Kr.i.egsrecht zu stellen. Dieser Beschluß wurde 
mit Recht als "Notstandsgesetz durch die Hintertür" bezeich­
net. Daneben hält die Adenauer-Partei an der Durchsetzung 
des Gesamtkomplexes der Notstandsgesetze fest. Sie sollen 
Ende September 1960 d~m Bundestag vorgelegt werden. Es 
bedarf keiner näheren Darlegung, daß diese Gesetze mit der 
vom' Potsdamer Abkommen geforderten "endgültigen Um­
gestaltung des deutschen politischen Lebens auf demokrati­
scher Grundlage" unvereinbar sind. 

1lI 

Au~ der Vielfalt der westdeutschen Rechtsprechung sei hier 
auf die politische Straf justiz eingegangen. Sie liegt auf der 
gleichen Linie wie das Verbotsurteil des Bundesverfassungs­
gerichts gegen die KPD, das nicht Gegenstand dieser Dar­
stellung ist. Dabei lenken wir unser Augenmerk darauf, 
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welche Richter tätig werden, welche Gesetze Anwendung fin­
den und wie die Ergebnisse dieser Gerichtstätigkeit aussehen. 

1. Am 23. Juli 1960 erklärte der oberste westdeutsche Staats­
anwalt, Oberbundesanwalt Güde, vor Studenten in West­
berHn , daß die Verfahren gegen die Blutrichter in der west­
deutschen Justiz eingestellt würden; er sei "in keinem Fall 
sicher, ob mit gutem Gewissen einer der Richter verurteilt 
werden kann".') Demgegenüber stellen wir folgende Tat­
sachen fest : 

Vom "Ausschuß für Deutsche Einheit" wurde dokumenta­
risch nachgewiesen, daß mehr als tausend Richter und Staats­
anwälte in Westdeutschland amtieren, die zahlreiche Todes­
urteile 'Und viele andere Terrorurteile gegen deutsche Anti­
faschisten, gegen Widerstandskämpfer und einfache Bürger 
der besetzten europäischen Länder gefällt haben. Die Mate­
rialien wurden den westdeutschen amtlichen Stellen und de~ 
Bundestagsfraktionen regelmäßig übennittelt. Obwohl zwi­
schen der Deutschen Demokratischen Republik und West­
deutschland kein Rechtshilfeabkommen besteht, bot die Ober­
ste Staatsanwaltschaft der DDR die bei !ihr lagernden Origi­
naldokumente - Personalunterlagen und Gerichtsakten mit 
Todesurteilen - den westdeutschen Justizntinistern zur Ein­
sicht an . Sie schickte mehrmals Beauftragte nach Westdeutsch­
land, die dem Bundesjustizministerium und den Ländermini­
sterien fotokopierte Dokumente überbrachten, durch die west­
deutsche Richter aufs schwerste belastet wurden. Im briti­
schen Unterhaus erfolgten mehl'ere Anfragen wegen der 
Blutrichtel'. Dje Bonner Regierung gab nach London aus­
weichende Antworten, - z. B. verwies sie auf die Ludwigs­
burger Zentralstelle für die Ermittlung von Naziverbrechen, 
die sich überhaupt nicht mit dem Komplex der Blutrichter 
beschäftigt hat. 

Tatsächlich wurde nicht ein einziges Verfahren gegen einen 
westdeutschen Richter oder Staatsanwalt durchgeführt. Nur 
in Einzelfällen, wo die Belastung z;u offensichtlich war, kam 
es zu einer vorzeitigen Pensionierung auf Kosten der west­
deutschen Bürger. Das gilt z. B. für den ehemaLigen Vor­
sitzenden des politischen Strafsenats beim Bundesgerichts­
hof, Dr. Ernst Kanter, der seit 1939 Richter an HiUers Reichs­
kliegsgericht und ab Februar 1943 oberster Richter der Qkku­
pationstruppen in Dänemark gewesen war. Unter seiner Auf­
sicht wurden 103 dänische Patrioten zum Tode verurteilt und 
hingerichtet und weitere 383 Dänen bei Aktionen, Verhand­
lungen und Vernehmungen elmordet.7

) 

6) "Neue Zeit" vom 24.7.1960, s. 2 
7) Staat ohne Recht, Deutscher Zentralverlag 1959, S. 545 
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Die Ablösung Kanters ist aber eine Ausnahme. Die übrigen 
Blutrichter amtieren weiter und werden - entgegen den 
Behauptungen westdeutscher Politiker - vielfach an den 
politischen Sondeestrafkammern8) tätig. So wurde das Terror­
urteil gegen die DDR-Bürger Passarge, Sack und Schmidt, die 
gewerkschaftHche Verbindungen mit westdeutschen Kollegen 
aufgenommen hatten, unter Vorsitz von Dr. Kanter gefällt. 
Folgende weitere Blutrichter waren oder sind an Sonderstraf-

. kammern tätig: 
In Düsseldorf Landgerichtsrat Feldmann, früher am faschj­

stischen Sondergericht Jn Egerj Landgerichtsrat Dr. Neiseke, 
früher am Sondergerticht Hohensalza. 

In Frankenthal Landgerichtsrat Lamann, früher am Sonder­
gericht Leipa. 

In Köln Landgenichtsrat Schwengers, früher am Sonder­
gericht Aachen. 

In Lüneburg Landgerichtsdirektor Dr. Lenski, während des 
Krieges Feldkriegsgerichtsrat in Straßburg. 

In Stuttgart Landgerichtspräsident Dr. Neidhard, früher am 
Sondergericht .in Straßburg ; Landgerichtsrat Klenner, wäh­
rend des Krieges Kriegsgerichtsrat und Oberstabsrdchter.9) 

Diese keineswegs vollständigen Angaben zeigen, welche 
Rolle die belasteten ehemaligen Nazirichter in der westdeut­
schen politischen Justiz spielen. Sie sind mit ihren Erfahrun­
gen zuverlässige Stützen des Adenauer-Regimes. 

Im Frühjahr 1960 trat der tschecl1oslowakische Verband der 
antifaschistischen Kämpfer mit einer Pressekonferenz in Prag 
an die Öffentlichkeit, dn der er Material über 230 nazistische 
Richter und Staatsanwälte übergab, die auf dem okkupierten 
Gebiet der CSSR tätig waren und jetzt in Westdeutschland 
arbeiten. Darunter befinden sich 49 Personen, dje auf der 
Kriegsverbrecherliste der Alliierten Kommission stehen. Als 
kennzeichnendes Beispiel sei Dr. Kurt Bellmann angeführt, 
während der Okkupation LandgerJchtsdirektor .beim Sonder­
gelicht in Prag. 

Bellmann verhängte HO Todesurteile, im wesentldchen 
wegen Hilfe für Menschen, die von der Gestapo verfolgt wur­
den, und für Versuche, sich dem völkerrechtswidrigen Arbeits­
einsatz in Deutschland zu entziehen. So verurteilte er Vater 
und Sohn zum Tode, weil der Vater dem Sohn geraten hatte, 
sich ein Fingerglied abzuhacken, um nicht zur Zwangsarbeit 
deportiert zu werden. Den 63jährigen katholischen Geistlichen 
Karel Kratina schickte er aufs Schafott, weil er eine Toten­
messe für einen vom Volksgerichtshof zum Tode verurteilten 

8) Zu dieser Institution vgl. unter Ziffer 2 
I) Die Angaben Sind entnommen aus "Staat und Recht", S. 213f!' . 
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uhd danach hingerichteten tschechischen Bürger gelesen hatte. 
Bellmann verurteilte auch den tschechischen JurJsten Dr. 
Fleischmann zum Tode, der drei Taufscheine für Juden be­
schafft hatte, um ihnen das Leben zu retten. 

Bellmann wurde als Kniegsverbrecher von einem tschecho­
slowakischen Gericht zu lebenslänglichem Kerker verurteilt 
und die Strafe später auf 25 Jahre herabgesetzt. 1955 wurde 
er der westdeutschen Regierung als nicht amnestierter Ver­
brecher übergeben. Heute amtiert er als Landgerichtsdirektor 
am Landgericht Hannover.IO

) 

Dieser eine Fall zeigt, was von dem Sbandpunkt des Herrn 
Güde zu halten ist, daß keiner dieser Richter eine Verurtei­
lung verdiene, oder von den mehrfachen Erklärungen der 
Bonner Regierungsvertreter, daß die Verhängung von Todes­
urteilen .unter dem Naziregime weder eine strafbare Hand­
lung noch eine politische Belastung sei, die einen Juristen für 
die weitere Tätigkeit als Richter oder Staatsanwalt in der 
Bundesrepublik ungeeignet erscheinen lasse. 

Die tausend Blutrichter stellen nur einen Teil der westdeut­
schen Richter dar; allein die Zahl der ehemaligen Miugl.!ieder 
der NSDAP in der westdeutschen Justiz beträgt das Sechs- bis 
Siebenfache dieser Zahl. Aber die belasteten faschistischen 
Juristen bestimmen in übereinstimmung mit der Adenauer­
Regierung den reaktionären und friedensfeindlichen Kurs 
der westdeutschen Justiz und verdrängen demokratisch ge­
sinnte Juristen aus allen wichtigen Stellen. Die jüngeren Rich­
ter in der politischen Straf justiz des Bonner Staates stellen 
sich auf die gleichen reaktionären Positionen. Obwohl also 
keineswegs alle westdeutschen beamteten Juristen eine "re­
aktionäre Masse" darstellen und sich unter ihnen auch bür­
gerliche Demokraten befinden, wird die Linie der straf­
gerichtlichen Tätigkeit - vor allem in politischen Strafsachen 
- durch die antidemokratischen Krälte bestimmt. 

2. Grundlage der politischen Stratrechtsprechung sind die 
vom Bundestag erla.c;senen Strafrechtsänderungsgesetze, vor 
allem das unter dem Namen "Blitzgesetz" bekannte Erste 
StrafrechtsändeIiungsgesetz vom 30. August 1951. Es wurde 
vom Bundestag gegen die Stimmen der KPD-Fraktion und 
einzelner Abgeordneter angenommen, obwohl auch in den 
Regierungsparteien und in der SPD Bedenken gegen das Ge­
setz bestanden. Vor der Abstimmung erklärte der KPD-Ab­
geordnete WalteT Fisch: 

"Darum, weil diese Sache drängte, mußte dieses Gesetz 
unter Außerachtlassung der Gründlichkeit und der sonst 
üblichen Methode der Behandlung so schnell wie möglich 

10) Die Angaben sind der in der DDR nicht veröffentlichten Erklärung 
auf der Prager Pressekonferenz entnommen. 
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herbei, darum, weil es sich im Grunde genommen bei diesem 
Gesetz um nichts anderes handelt als um ein Gesetz zum 
Schutze der Remilitarisierung." 

-aber die Abgeordneten der Regierungsparteien sagte Fisch: 
"Sie spüren: was sie tun, ist Unrecht, ist Heraufbeschwö­

rung dunkelster nazistischer Traditionen. Sie empfinden, daß 
sie sich auf einen Weg begeben, der ohne Ziel, ohne Perspek­
tive ist, es sei denn, die Perspektive des Massengrabes und 
der Vernichtung. "Il) 

Diese Einschätzung ist völlig richtig. Die Staatsschutzbestim­
mungen des Blitzgesetzes sind nach dem Vorbild der faschi­
stischen Gesetze über Hoch- und Landesverrat geschaffen, die 
nach 1945 durch den Alliderten Kontrollrat aufgehoben wor­
den waren. Den Kern des Gesetzes bilden die Bestimmungen 
über Staatsgefährdung, deren unklare und kautschukartige 
Formuhlerungen zur Grundlage eines Gesinnungsstrafrechts 
geworden sind, das vom grundgesetzlich verbürgten ReCht des 
Bundesbürgers auf Meinungsfreiheit nur das übrigläßt, was 
die StrafrJchter des Adenauer-Regimes gestatten. 

Trotz aller Kritik an diesen Gesetzen, die nicht zufällig im 
Zeitpunkt der USA-Aggression gegen Korea durchgepeitscht · 
wurden, denken die herrschenden Kreise Westdeutsch lands 
an keine Änderung. Der westdeutschen Bevölkerung nützen 
aber derartige platonische Erklärungen nichts, wie sie z. B. 
der SPD-Abgeordnete Dr. Arndt am 7. Februar 1957 im Bun­
destag mit folgenden Worten abgab: 

.. Auch wenn ich aus meiner Kenntnis der Entstehungs­
geschichte und aus eigener Mitwirkung, die heu t e me i n 
Ge w iss end r ü c k t 11) - ich bekenne das offen -, in 
vieler Hinsicht die Auslegungen nicht zu billigen vermag, die 
die Rechtsprechung dem Ersten Strafrechtsänderungsgesetz 
von 1951 zuteil werden läßt, stehe ich jedoch nicht an zu 
sagen, daß jenes Gesetz keine gesetzgeberische Meisterleistung 
ist und sich wegen seiner Unklarheiten und der Unbestimmt­
heit mancher Begriffe, ja sogar wegen seiner Unüberlegtheit 
nicht so bewährte, wie es für ein rechtsstaatliches Strafrecht 
unerläßlich ist."13) 

Die Anwendung dieses Gesetzes, das selbst Dr. Arndt nicht 
mit seinen rechtsstaatlichen Vorstellungen vereinbaren kann, 
WiUrde einem kleinen Kreis ausgewählter Richter übertragen. 
Bei jedem Landgericht am Sitz eines Oberlandesgerichtes 
wurde nach dem Vorbild der faschistischen Sondergerichte 
eine politische Sonderstrafkammer gebildet. Sie entscheidet 
als einziges Gellicht des ganzen Oberlandesgerichtsbezirks 
über politische Strafsachen. Siebzehn Sonderstrafkammern 
und der politische Sh'afsenat des Bundesgerichtshofes, insge­
samt etwa sechzig Richter, vereinigen bei sich die politische 

11) Zitiert nach "Staat ohne ReCht", S. 75 
12) Hervorgehoben vom Verfasser 
13) Zitiert nach "Stnat ohne Recht", S. 134 
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Straf justiz des westdeutschen Staates.H ) Hierzu erklärte Dr. 
Rotberg, der Vertreter des Bundesjustizministeriums, am 
29. Juni 1951 in der Sitzung des Bundestagsausschusses für 
Rechtswesen rund Verfasstu1gsrecht (nach dem Kurzprotokoll): 

"Durch diese Konzentration sollten bei einer besonders sach­
kundigen Stelle Erfahrungen gesammelt werden, um dadurch 
die Rechtsprechung zu vereinheitlichen und bessere Maßstäbe 
zu gewinnen. Schließlich sei es möglich, besonders hochwertige 
Richter für diese Aufgabe zu gewinnen, die nicht jedem 
liege.u1S) 

Deutlicher gesagt: Es wer:den Richter benötigt, die dem 
Adenauer-Regime unbedingt ergeben sind und bereitwillig 
alle Gegner Adenauers verurteilen, auch wenn sie keinerlei 
strafbare Handlung begangen haben. Daß die westdeutsche 
Justiz für i.lu·e SondergeLichte solche willfährigen Richter ge­
funden hat, zeigen die seitdem vorliegenden Ergebnisse der 
Rechtsprechung. 

3. Wen haben die westdeutschen Gerichte verurteilt? Kom­
munisten und Sozialdemokraten, Frauen und Jugendliche, 
demokratische J.uristen und Friedensanhänger, seit 1958 in 
zunehmendem Maße Bürger der DDR. Ich will einige kenn-
zeichnende Verfahren anführen: . 

Obwoh l sich die Präambel des Bonner Gliundgesetzes de­
.magogisch auf den Frieden der Welt bel"uft, sind seit der 
Volksbefragung gegen die Remilitarisierung und für den Ab­
schluß eines Friedensvelitrages mit Deutschland im Jahre 1951 

. Hunderte von Ftiedenskämpfern verurteilt worden. Das ge­
schah mit Verteilern von Stimmzetteln für die Volksbefra­
gung 1951 z. B. in Ludwigshafen, Offenbach und Lüneburg. 
1953 wur.de in Pinneberg der Verteiler eines Flugblattes be­
straft, das Zlur Volksentscheidung gegen den Generalvertrag 
aufrief. Am 2. August 1954 fällte der politische Strafsenat des 
Bundesgecichtshofes . das Urteil gegen die Vertreter des 
"Hauptausschusses für Volksbefragung", Neumann, Dickel und 
Bechtle. Unter der Beschuldigung der Staatsgefährdung wur­
den zahlreiche Verteiler von Flugblättern gegen die Pariser 
Verträge bestraft. Ebenso führten Flugblätter mit der For­
derung nach einem Friedensvertrag mit Deutschland, erläu­
tert durch Noten der DDR oder Regierungserklär.ungen von 
Ministerpräsident Grotewohl vor der Volkskammer, in West­
deutschland zur Bestrafung.l6) 

Den Höhepunkt dieser Verfahren stellte der Düsseldorfer 
Prozeß gegen Mitglieder des westdeutschen Friedenskomftees 
dar. Hierüber erklärte der italienische Rechtsanwalt Dr. Lu-

14) Von den seltenen Fällen, in denen auCh die Oberlandesgerichte 
, politische Strafsachen entsCheiden, wird hier abgesehen. 

15) Zitiert nach ,.Staat ohne Recht", S.195 
16) DIese und zahlreiche weitere Beispiele sind dargelegt in "Staat ohne 

Recht", S. 245 H. 

t9 

• 



zatto, Mitglied des Zentralkomitees der Sozialistischen Partei 
Italiens, der dem Prozeß zeitweise beigewohnt hatte: 

"Als Jurist habe ich versucht zu verstehen, was die Anklage 
ist. Man hat mir den Artikel 9 der Verfassung und den § 90 a 
des Sondergesetzes von 1951 zur Änderung des Strafgesetzes 
zur Kenntnis gebracht. Dort konnte ich jedoch nichts ent­
decken, was die Anwendung dieser Paragraphen auf die Prin­
zipien und die Tätigkeit der Friedensbewegung der Bundes­
republik rechtfertigen könnte ... Vom ~juristischen Standpunkt 
finde ich noch etwas sehr Gefährliches: Eine solche Anklage, 
wie sie in diesem Prozeß vorliegt, würde im Falle des Er­
folges gegen die allgemeinen Grundsätze des Rechts verstoßen: 
gegen den Grundsatz der persönlichen Verantwortlichkeit und 
gegen den Grundsatz, daß Meinungen allein nicht strafbar 
sein können. Für alles, was juristisch und gesetzlich ist, habe 
ich in diesem Prozeß Formen, aber keine Substanz gefunden. 
Mit Formen ohne Substanz aber kann man alles machen -
das ist der Grund, warum ich erschrak. "11) 

Bekanntlich hat die Anklage den von der Adenauer-Regie­
rung gewünschten "Erfolg" gehabt und damit die Befürch­
tungen des italienischen Juristen bestätigt. Bei peinlich genau 
gewahrten Formen wird die Gesinnung verurteilt - das ist 
kennzeichnend für die westdeutsche politische Justiz. An die­
sem Sachverhalt ändert sich nichts, wenn die Bonner Regie­
rung gegenwärtig Schönheitsreparaturen an der Strafprozeß­
ordnung vorbereitet, - es geht immer nur um die Formen des 
Verfahrens! 

Besonders deutlich zeigen sich Adenauers Sonderrichter als 
Nachfolger der Hitler-Justiz, wenn sie in blindem Antikom­
munismus die Anhänger der deutsch-sowjetischen Freund­
schalt verfolgen. So verurteilte im April 1956 das Landgericht 
Lüneburg einen westdeutschen Bürger, der mehrere Jahre 
hindurch Filme über die Sowjetunion im Auftrage der Gesell­
schaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft vorgeführt hatte. 
Das Urteil sagt darüber: 

"Bei den vorgeführten Filmen handelte es sich in der Mehr­
zahl um solche kulturellen und wissenschaftlichen Inhalts. Da­
neben führte er auch einige Unterhaltungs- und JugendftIme 
vor. Wie der Angeklagte weiter einräumt, befanden sich unter 
den von ihm vorgeführten Filmen auch zwei mit politischem 
Einschlag, welche die Titel ,Begegnung an der Elbe' und 
,Sturm über Asien' trugen. Der nähere Inhalt und die Ten­
denz dieser Filme konnte jedoch nicht festgestellt werden."18) 

Trotz dieser Unkenntnis des Gerichts, der jeder Oberschü­
ler in der DDR abhelfen könnte, wW'de der Filmvorführer 
verurteilt. 

Auch der sowjetisme Kinderfilm "Timur und sein Trupp" 
ist in Westdeutschland staatsgefährdend. Seine Vorführung 
wurde in Bevern, Kreis Holzminden, durch die Polizei unter-

17) Zittert naCh ,.Neue Justiz" 1960, S. 98 f . 
18) Zitiert naCh "Staat ohne ReCht", S. 269 f. 
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brochen, der Film beschlagnahmt und der Filmvorführer, der 
über das Vorgehen der Polizei einen Zeitungsber.icht ver­
öffentlichte, verurteilt.19

) 

Das LandgerJcht München I beschlagnahmte in seinem Ur­
teil vom 29. November 1954 Broschüren über die Sowjetunion 
und den XIX. Parteitag der KPdSU und stellte dazu fest: 

Obwohl die Broschüren ausschließlich die Verhältnisse der 
UdSSR zum Gegenstand haben, ergibt sich doch aus der Tat­
sache ihrer übersetzung ins Deutsche unq ihrer verbotenen 
Einfuhr in das' Bundesgebiet, daß auch mit diesen Schriften 
Einfluß auf die Denkweise der westdE;!utschen Bevölkerung 
gewonnen werden sollte und damit die bekannten Bestrebun­
gen der SED, die den Bestand der Bundesrepublik Deutsch-
land gefährden, unterstützt werden sollten. "20) . 

An diesem Urteil sind zwei Tatsachen bemerkenswert: Em­
mal die Antisowjethetze, die nur mit Urtei1en des faschisti­
schen Volksgerichtshofes vergleichbar ist. Zum anderen die 
ständig wiederholte Lüge von den angeblichen Umsturzbestre­
bungen del" SED oder der DDR - sie tritt in den westdeut­
schen Urteilen in verschiedenen Varianten auf. Bei dieser 
Orientier.ung der Bonner Straf justiz ist es kein Wunder, daß 
auch der Bundesger.ichtshof am 28. Juli 1955 drei führende 
Vertreter der westdeutschen Gesellschaft für Deutsch-Sowje­
tische Freundschaft verurteilte. 

Noch eine andere, ältere Entscheidung des Landgerichts 
Lüneburg, das sich besonders durch Antisowjethetze aus­
zeichnete will ich anführen. Es heißt dort: 

Ei~ starker Westen unter deutscher Beteiligung muß aber als 
d;~ einzige Mittel erscheinen, um die Regierungen des Ostens 
vor weiteren Aggressionen zurückzuschrecken." 

Nachdem die Lüneburger Sondercichter die Gründung aller 
europäischen Volksrepubliken zur sowjetischen Aggression 
erklärt haben, fahren sie fort: 

Die nächsten Aggressionen fanden in Asien statt: China und 
Tibet wurden durch Kriege kommunistische Volksrepubliken. 
Dasselbe Schicksal war für Südkorea vorgesehen, doch ist 
dieser kriegerische Angriff, der von China und Rußland aktiv 
unterstützt wird an dem Widerstand der Vereinten Nationen 
gescheitert. Auch. die Rebellen und Partisanen in Indochina 
werden im Kampf gegen Vietnam und Frankreich von .den 
Kommunisten unterstützt und jeder Rückzug der Angegriffe­
nen als kommunistischer Sieg und Erfolg gefeiert. "21) 

Zu diesen ungeheuerlichen "Urteilsgründen" ist zu bemer­
ken: Aus dem Volksbefreiungskrieg in China wird eine Ag­
gression des chinesischen Volkes ebenso wie aus dem von 
Dulles ausgelösten überfall auf Nordkorea. Am erstaunlich­
sten ist die Entdeckung des Landgerichts Lüneburg, daß die 
vietnamesischen Freiheitskämpfer Aggressoren gegen Vielnam 

19) a. a. 0., S. 270 f. 
~O) a. a. 0., S. 272 
21) a. a. 0., S. 273 

21 



und Frankreich waren. Unbestreitbar setzten sie sich dagegen 
zur Wehr, daß Frankreich unter Bruch seiner nach dem zwei­
ten Weltkrieg eingegangenen Verpflichtungen Vietnam über­
fiel. 

Ich will auf weitere Beispiele dafür verzichten, was Richter 
mit einer solchen Geistesverfassung für strafbar halten. Es 
sei nur noch kurz gesagt, was bei ihnen nicht strafbar ist. 
So schrieb vor einigen Jahren nach Mitteilung der FDP­
Pi"eSse ein gewisser Gerhard Kroll in einer programmatischen 
Schrift: 

"Die Behauptung, daß nur derjenige Staat, der aus Massen­
wahlen unter Anwendung des allgemeinen, gleichen und di­
r~kten Wahlrechts hervorgeht, der einzig wahre Staat sei, ist 
eme Irrlehff':... Als Träger der Regierungsvel'antwortung 
Imnn man nicht gleichzeitig Gott in seinem Gewissen für sein 
Handeln verantwortlich sein und die Gesetze aus dritter Hand 
empfangen oder, wie es in der parlamentarischen Demokratie 
üblich ist, sogar noch vom Vertrauen des Parlaments abhän­
gig sein ... Darum gehört die Macht in besonderer Weise 
Gott dargebracht, sie gehört geweiht. Der echte symbolische 
Ausdruck hierfül' ist die Königsweihe, wie überhaupt das 
Königtum die wirklich gemäße Form für das oberste Herr­
scheramt des VoHces ist.":!!!) 

Diese Schrift, in der unter Mißbrauch des Namens Gottes 
offen Propaganda für die Monarchie gemacht wurde, war das 
Programm der "Abendländischen Akademie", der die Mini­
ster von Brentano, von Merkatz, Würmeling und seinerzeit 
Oberländer sowie Hellwege, Jaeger, Hundhammer, der frü­
here Präsident des Bundesgerichtshofes Dr. Weinkauff und 
andere angehörten. Deshalb wurde auch von Oberbundes­
anwalt Güde das Verfahren gegen die staatsfeindliche Orga­
nisation mit der Begründung eingestellt: 

"Eine verfassungswidrige Tätigl<eit der ,Abendländischen 
Akademie' liege um so ferner, als ihren Organen hochachtbare 
Persönlichkeiten angehören, in deren Verfassungstreue kein 
Zweifel gesetzt werden kann. "23) 

Kommunisten und' Friedensanhänger werden also nach 
faschistischem Vorbild willkürlich bestraft, obwohl sie keine 
strafbaren Handlungen begangen haben; Angehörige der 
herrschenden Kreise Westdeutschlands abel' stellt man nicht 
vor Gericht, obwohl sie offen den bürgerlich-parlamentad­
schen Staat angreifen und vel'fassungsfeindlichen Organisatio­
nen angehören. Auf Grund der westtleutschen Staatsschutz­
gesetze wird also entgegen den früher zitierten Bestimmun­
gen des Potsdamer Abkommens eine eindeutige Diskriminie­
rung auf Grund tier politischen überzeugung vorgenommen. 
Deshalb sind diese Gesetze und die auf ihnen beruhende 
Rechtsprechung unrechtmäßig. 

22.) a. a. 0., S. 229 
23) a. a. 0., S. 231 
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IV 
Im Osten Deutschlands, in der heutigen DDR, stand am Be­

ginn der Justizentwicklung nach 1945 die Heranziehung neuer 
Menschen aus dem Volke, bewährter Antifaschisten, als Rich­
ter und Staatsanwälte. Die Volksrichter, wie sie zuerst ge­
nannt wurden, traten an die Stelle der alten, reaktionären 
Juristenkaste, die dem kaiserlichen Deutschland gedient hatte, 
die gegen die bürgerlich-kapitalistische Weimarer Republik 
kämpfte, obwohl sie von ihr Beamtengehälter bewg, und die 
Hitlers Blutherrschaft unterstützte. Wir begannen mit Kurz­
lehrgängen für Jwisten, deren Absolventen später neben 
ihrer Praxis im Fernstudium das· Staatsexamen ablegten. 
Heute durchläuft der Nachwuchs für juristische Berufe -
wenn man von einzelnen Sonderlehrgängen absieht - ein 
mehrjähliges Studiwn und eine anschließende Praktikanten­
zeit. Im Ergebnis dieser Entwicklung sind in der Justiz der 
DDR demokratische und qualifizierte Juristen tätig; unter 
ihnen gibt es keine Richter oder Staatsanwälte, die an der 
Strafpolitik des Hitler-Regimes beteiligt waren. 

Eine umfassende Arbeit wurde von den Justizorganen ge­
leistet um das Vertrauen der Bevölkerung zu gewinnen und 
sie a~ die Rechtsprobleme heL"anzuführen. Das war keine 
leichte Aufgabe, weil das Gericht im bürgerlichen Deutsch­
land stets volksfeindlich war und ihm deshalb die einfachen 
Menschen auch nach 1945 zunächst großes Mißtrauen ent-· 
gegenbrachten. Trotzdem '\vurde diese Aufgabe ge~öst, w~e 
die Hunderttausende von Bürgern der DDR bewelsen, die 
alljähdich Justizveranstaltungen über die verschiedenstc::n 
Themen besuchen oder die große Zahl von Menschen, dIe 
allwöchentlich di~ Rechtsauskunftsstellen unserer Kreis­
gerichte in Anspruch nehmen. Diese Bürger haben erkannt, 
daß unsere Gerichte keine Klassengerichte der Reichen mehr 
sind die den Werktätigen. fremd und feindlich gegenüber­
steh~n' daß die Menschen hinter dem Richtertisch sich be­
mühen' komplizierte juristische Fragen verständlich zu 
mache~ und ihre Entscheidung überzeugend zu begründen. 
Weil wir nicht dill"ch äußere Formen den Unterschied zwi­
schen Richter und Staatsanwalt auf der einen, den Bürgern 
auf der anderen Seite betonen wollen, haben wir die Richter­

roben abgeschafft. 
Ein wjchtiges Kennzeichen unserer Justiz liegt darin , daß 

die Werktätigen als gleichberechtigte Richter an der Recht­
sprechung teilnehmen. Deshalb werden die Schöffen unmittel­
bar in Versammlungen der Betriebe, der LPG und der Wohn­
gebiete gewählt. Sie nehmen erstmalig in De~tschland an .a~len 
Entscheidungen erster Instanz in Straf-, Zivll- und FaffillIen­
sachen teil. Ihre Tätigkeit am Gericht leisten sie alljährlich 
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in einer zwei wöchigen zusammenhängenden Periode. Auf diese 
Weise können sie die Akten studieren und sich aktiv an der 
Verhandlung beteiligen. In der Schöffenschulung wird ihnen 
ein systematisches Wissen über die Grundfragen des Staates 
und des Rechts vermittelt. Die für sie herausgegebene Monats­
zeitsch.rift "Der Schöffe" ist die juristische Publikation in der 
DDR mit der höchsten Auflagenzahl. Die Schöffen organisieren 
sich in Aktivs und Kollektiven und entwickeln außerhalb des 
Gerichts eine vielseitige Tätigkeit als Propagandisten unseres 
Rechts. Sie sind zu einer wichtigen gesellschaftlichen Kraft bei 
der Erziehung unserer Bürger zum sozialistischen Bewußtsein 
geworden. Die Schöffenwä.hlen 1955 und 1958 - im Jahre 1961 
sind sie erneut fällig - wurden ZlU Höhepunkten nicht nur für 
den Bereich der Justiz, sondern in der Arbeit der Nationalen 
Front. 

Gegenwärtig stehen wir vor der Aufgabe, ein umfassendes 
System des sozialistischen Rechts zu schaffen. Welche prinzi­
pielle Bedeutung dieser Schritt für die Entwicklung unseres 
Staates hat, ergibt sich aus folgenden Feststellungen Walter 
Ulbrichts auf dem V. Parteitag der SED: ' 

.. Die Grundlage des sozialistischen Rechts ist die Abschaf­
fung der Ausbeutung des Menschen durch den Menschen. Die 
grundsätzlich neue Rolle der Werktätigen im Produktions­
prozeß der sozialistischen Wirtschaft ist die Grundlage echter 
Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz."~4) 

Und an anderer Stelle: 
"Das Wesen des sozialistischen Rechts besteht gerade darin, 

daß es den Schutz der Interessen der Bürger gewährleistet, 
ihnen hilft, den engen und beschränkten bürgerlichen Rechts­
horizont zu überschreiten, aus ihrem Bewußtsein und ihren 
Lebensgewohnheiten die überreste des kapitalistischen Be­
wußtseins auszurotten und sie auf die Höhe der bewußten 
Gestaltung der sozialistischen Gesellschaft zu heben."25) 

In diesen Worten ist für jeden verständlich ausgesprochen, 
daß erst das sozialistische Recht an die Stelle der formalen 
Gleichheit der Bürger die echte Gleichheit setzt. Das ist mög­
lich, weil im Sozialismus das private Eigentum an den Pro­
duktionsmitteln und damit die A·usbeutung des Menschen 
durch den Menschen abgeschafft werden. Auf diese Weise ent­
stehen gleiche Möglichkeiten der Entwicklung für alle Bürger, 
vor allem für die Jugend, die im sozialistischen Staat heran­
wächst. Das Recht auf Arbeit und das Recht auf Bildung ent­
sprechend den Fähigkeiten jedes einzelnen, die beide ver­
fassungsmäßig fixiert und durch unsere Gesellschaftsordnung 
verwirklicht sind - sie sind der Ausdruck der echten Gleich­
berechtigung der Bürger, die im kapitalistischen Staat nicht 
möglich ist. 

24) Protokoll des v. Parteitages der SED, Band 1, S. 50 
25) a. a. 0., S. 53 
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Wie in den zitierten Worten Walter Ulbrichts dargelegt ist. 
hat das sozialistische Recht eine große erzieherische Bedeu­
tung. Es hilft unseren Bürgern, den Schritt vom Ich zum Wir 
zu tun, sich von aem egoistischen Denken der kapitalistischen 
Vergangenheit frei zu machen und ein sozialistisches Bewußt­
sein und eine sozialistische Moral zu entwickeln. Diese Ziel­
setzung spiegelt sich in unseren Gesetzen und Verordnungen 
in vielfältiger Form wider. So wird in der Präambel zur Ehe­
verordnung vom 24. November 1955 leichtfertiges Verhalten 
zur Ehe verurteilt und damit den Gerichten eine Orientierung 
für die Durchführung von Ehescheidungsverfahren gegeben. 
Im Gesetz über die Landwirtschaftlichen Produktionsgenossen­
schaften vom 3. Juni 1955 wird als Zielsetzung der LPG die 
Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion und der Ar­
beitsproduktivität sowie die weitere Verbesserung der mate­
riellen und kultJurellen Lebensbedingungen der Landbevölke­
rung festgelegt. Durch das Strafrecbtsergänzungsgesetz vom 
11. Dezember 1957, auf das in anderem Zusammenhang noch 
eingegangen wird, werden neue Strafen ohne Freiheitsent­
ziehung, bedingte Verurteilung und öffentlicher Tadel, einge­
führt. Diese Beispiele, denen viele hinzugefügt werden könn­
ten, zeigen: Das sozialistische Recht entspricht den Interessen 
der Werktätigen. Es entspl;ngt der humanistischen Zielsetzung 
des Staates der Arbeiter und Bauern, in dessen Mittelpunkt 
der Mensch steht, dem mit Hilfe der sozialistischen Errungen­
schaften ein glückliches und kulturvolles Leben gesichert wird. 

Gegenwärtig entstehen auf vielen Gebieten neue Gesetze, 
die in ihrer Gesamtheit das sozialistische Rechtssystem der 
DDR bilden werden. Ich habe bereits das LPG-Recht erwähnt. 
Es wurde im Ergebnis einer zweijährigen Arbeit verabschie­
det, als die Genossenschaften etwa die Hälfte der landwirt­
schaftlichen Flächen der DDR bewirtschafteten, und half, die 
große Bewegung zur vollen Vergenossenschaftlichung zu unter­
stützen. Kennzeichnend ist die Entstehung dieses Gesetzes und 
der neuen Musterstatuten. Sie wurden von Wissenschaftlern 
und Praktikern unter Hinzuziehung von LPG-Vorsitzenden 
ausgearbeitet und dann in zahlreichen Genossenschaften und 
im zentralen LPG-Beirat diskutiert. Auf diese Weise wirkten 
die LPG-Bauern selbst auf die Rechtsgestaltung ein, und ihre 
Erfahrungen fanden Berücksichtigung. Die Entwürfe wurden 
dann in Vorbereitung des VI. LPG-Kongresses veröffentlicht, 
wodurch erneut zahlreiche Vorschläge, ZusChriften und Be­
merkungen ausgelöst wurden. Sie wurden ebenso ausgewer­
tet wie die Diskussion des Kongresses, dem das LPG-Recht in 
einem Referat erläutert wurde und der dem Gesetzentwurf 
seine Zustimmung gab. Erst nach der Beschlußfassung des 
LPG-Kongresses wurden die Materialien dem Ministerrat zu-
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geleitet. Ich habe selbst an der Ausarbeitung der Entwürfe 
und an dem Kongreß teilgenommen und dort den Bericht der 
Rechtskommission gegeben. Deshalb kann ich einschätzen, wie 
gründlich die Genossenschaftsbauern sich mit den Rechtspro­
blemen beschäftigt haben und wie sie durch ihre Mitwirkung 
selbst zu Gesetzgebern geworden sind. Dieses Beispiel ist 
typisch für den Entstehungsprozeß des sozialistischen Rechts. 
Man versuche sich nur einmal vorzustellen, daß im Adenauer­
Staat der berüchtigte "Grüne Plan", das Flurbereinigungs­
gesetz oder andere der NATO-Politik dienende Agrargesetze 
offen mit den westdeutschen Bauern diskutiert würden. Sie 
würden niemals die Zustimmung der Bauern erhalten. Auch 
dieser Vergleich zeigt, wie groß die überlegenheit unserer 
sozialistischen Demokratie über den bürgerlich-kapitalistischen 
Staat ist. 

Davon legt auch ein weiteres f,ertiges Teilstück unseres 
sozialistischen Rechts Zeugnis ab, das Gesetz über die Wahl 
der Richter der Kreis- und Bezirksgerichte durch die örtlichen 
Volksvertretungen vom 1. Oktober 1959. Bisher wurden ledig­
lich die Richter des Obersten Gerichts von der Volkskammer 
gewählt, die übrigen Richter aber vom Justizminister ernannt. 
Es ist ein Ausdruck unserer demokratischen Entwicklung, daß 
von jetzt an alle Richter vom Kreisgericht bis zum Obersten 
Gericht durch die entsprechenden Volksvertretungen gewählt 
werden. Der Ministerrat hat die Wahl der Richter der Kreis­
und Bez.irksgerichte auf die Zeit vom 15. Oktober bis 30. No­
vember 1960 festgelegt. Sie wird nicht nur durch eine Be­
schlußfassung der örtlichen Volksvertretungen erfolgen. Vor 
der Wahl, deren Träger die Nationale Frojlt ist, werden sich 
alle Richter - ähnlich wie die Kandidaten der Nationalen 
Front für die Volksvertretungen - den Bürgern in einer Reihe 
von Versammlungen vorstellen und Auskunft über ihren 
Werdegang und über ihre bjsherige Arbeit geben. Mit der Ein­
führung der Richterwahl gewinnen die Bürger der DDR durch 
ihre Aussprachen mit den Kandidaten und die eigentliche 
Wahl durch die von ihnen gewählten Abgeordneten unmittel­
baren Einfluß auf die Gerichte. Gleichzeitig wird die Bevölke­
rung umfassend über die Justiztätigkeit informiert, und die 
Versammlungen bieten Gelegenheit, die Probleme unseres 
Staates und unseres Rechts breiten Bevölkerungsschichten zu 
erläutern. So ist die Richterwahl von großer Bedeutung für 
die Entwicklung des Staats- und Rechtsbewußtseins unserer 
Bürger. Sie wird zu einer Vertiefung der Zusammenarbeit 
zwischen den Gerichten und den örtlichen Volksvertretungen 
führen 'und dadurch den Beitrag der Justizorgane zur Erfül­
lung der Volkswirtschaftspläne und zur Verbesserung der 
staatlichen Leitungstätigkeit im Bezirk und Kreis erhöhen, 
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Diejenigen westdeutschen Politiker, die gegen unsere Justiz 

hetzen, wissen genau, was die Durchführung einer solchen 
Richterwahl in Westdeutschland bedeuten würde. Keiner der 
faschistischen Blutrichter oder der politischen Sonderrichter, 
die dem Adenauer-Regime treu dienen, würde seinen Richter­
stuhl behalten, wenn er vor den westdeutschen Werktätigen 
Rechenschaft tiber die von ihm gefällten Urteile abgeben 
müßte. Weil in der DDR andere Menschen für das Richteramt 
kandidieren, können wir eine Richterwahl durchführen, die -
wie es im Gesetz heißt - das Vertrauen der Bevölkerung zu 
den Gerichten stärkt und die Verantwortlichkeit der Richter 
vor dem Volke klar zum Ausdruck bringt. Deshalb ist die 
Richterwahl nicht nur für die Festigung unserer Staatsrnacht 
von großer Bedeutung, sondern auch in ihrer Wirkung auf die 
Bevölkerung Westdeutschlands. 

Recht der LPG und Richterwahl - das sind zwei Absmnitte 
unseres sozialistischen Rechts und gleichzeitig Ausdrucksfor­
men 'unserer sozialistischen Demokratie. Als vor dem Bundes­
verfassungsgericht in Karlsruhe der Verbotsprozeß gegen die 
KPD durchgeführt wurde, warfen die Vertreter der Bundes­
regierung der KPD vor, daß sie das Volk zu unmittelbaren 
Aktionen aufgerufen habe, anstatt sich an die Spielregeln der 
"repräsentativen Demolcratie" zu halten. Darunter versteht 
man in Westdeutschland, daß sich die Mitwirkung des Bür­
gers am staatlichen Leben darin erschöpft, alle Vier Jahre 
einen Stimmzettel in die Wahlurne zu stecken und alles wei­
tere den gewählten Vertretern zu überlassen. Wir sind grund­
sätzlich anderer Auffassung. Obwohl in unseren Wahlen im 
Gegensatz zu Westdeutschland die Bürger Gelegenheit haben, 
zu den entscheidenden politischen Fragen Stellung zu nehmen, 
obwohl sie Abgeordnete ablehnen und ihre Abberufung wäh­
rend der WahlperJode veranlassen können, erschöpft sich da­
mit die Mitwirkung unserer Bürger an der Ausübung der 
Staatsmacht nicht. Unsere grundlegenden staatsrechtlichen Ge­
setze, vor! denen die nach breiter Diskussion in der Bevölke­
rung in den J ahren 1957 und 1958 beschlossenen von beson­
derer, Bedeutung sind, sichern, daß die Werktätigen in vJe1-
fältigen Formen ständig an der Arbeit der Volksvertretungen 
und des gesamten Staatsapparates teilnehmen. Als Mitglieder 
der ständigen und zeitweiligen Kommissionen der Volksver­
h'etungen und ihrer Aktivs, in Verwaltungskommissionen und 
LPG-Beiräten, als Schöffen und Jugendhelfer, als Mitglieder 
der Elternbeiräte, als Helfel' der Volkspolizei und der staat­
lichen Kontrolle - in diesen und zahlreichen anderen Funk­
tionen haben unsere Bürger gelernt, staatliche, wirtschaftliche 
und kulturelle Fragen zu entscheiden und damit an der Lei­
tung des Staates teilzunehmen. Durch diese Tätigkeit für den 
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sozialistischen Staat entwickeln sich auch die Bürger weiter 
und stärken ihr sozialistisches Bewußtsein. 

Es ist nicht schwer, die Frage zu beantworten, wie der 
Christ zu diesem sich herausbildenden sozialistischen Recht 
steht. So wie die sozialistische Gesellschaftsordnung den Chri­
sten größere Möglichkeiten als jede frühere Gesellschaftsord­
nung bietet, die christlichen Anliegen zu verwirklichen, so 
hilft das sozialistische Recht den Menschen, den Weg zur Ge­
meinschaft und zu einer hohen Moral zu finden. Welcher ehr­
liche Christ könnte es verantworten, sich dieser Entwicklung 
entgegenzustellen? Wer sich ernsthaft mit diesen Fragen be­
schäftigt, muß zu dem Ergebnis kommen: Es gibt keine christ­
lichen Argumente gegen das sozialistische Recht. 

V 

Die Tätigkeit der Straforgane der DDR muß berücksichtigen, 
daß unser Staat der westlichste Vorposten des Friedenslagers 
gegenüber der NATO ~st. Dieses aggressive Paktsystem steht 
hinter dem Plan der westdeutschen Militaristen, ihre Herr­
schaft auf ganz Deutschland auszudehnen. Die Atomrüstung 
Westdeutschlands und die Ausarbeitung von Blitzkriegsplänen 
gegen die DDR sind mit einer Verstärkung der organisierten 
Feindtätigkeit gegen unseren Arbeiter-und-Bauern-8taat ver­
bunden. Heute stehen die zahlreichen Agentenorganisationen 
in Westdeutschland und Westberlin im Dienste der NATO. Sie 
organisieren Militärspionage, versuchen, Arbeitskräfte zum 
Verlassen der DDR zu verleiten, führen Wirtschaftsspionage 
und Sabotageakte durch und behindern durch Brandstiftungen 
die Entwicklung unserer vollgenossenschaftlichen Dörfer. 

Ausgehend von dieser Lage treffen wir eine grundlegende 
Differenzierung, auf der <Unsere Strafrechtsprechung, vor allem 
das Strafrechtsergänzungsgesetz vom 11. Dezember 1957, be­
ruht. Obwohl sie an Zahl nicht überwiegen, stellen die Ver~ 
brechen gegen die DDR ihrer Bedeutung und Gefährlichkeit 
nach einen Schwerpunkt dar. Diese Straftaten dienen dem 
Ziel, die volksdemokratische Staatsmacht zu schwächen, die 
sozialistische Entwicklung zu hemmen und die Einbeziehung 
der DDR in die NATO vorzubereiten. Auf der anderen Seite 
gibt es jene Gruppe von Straftaten, die nicht auf Gegner­
schaft zu unserem Staat beruhen, sondern die auf mangeln­
des Verantwortungsgefühl und auf fehlende gesellschaftliChe 
Moral zurückzuführen sind. Es ist klar, daß hier andere Maß­
stäbe gelten, daß die Erziehung des Rechtsb~'echers in den 
Vordergrund gestellt wird und für solche Taten Strafen ver­
hängt. werden, die der schnellen Wiedereingliederung des 
Täters in die Gesellschaft dienen. 
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Unser Standpunkt gegenüber den Staatsverbrechen wird da­
durch bestimmt, daß alle Bürger der DDR eine hohe Verant­
wortung für die Festigung unserer Arbeiter-und-Bauern-Macht 
tragen. Unsere Republik ist die Bastion des Friedens in 
Deutschland die den entscheidenden Faktor zur friedlichen 
Wiederverei~igung unseres Vaterlands darstellt und deren 
Au·fbau beispielgebend für das zukünftige Gesamtdeutschland 
ist. Diese Erkenntnis erfordert Härte gegenüber den Men­
schen, die die Grundlagen unserer Staatsrnacht angreifen. Man 
kann solChen Verbrechern gegenüber keine Liberalität zulas­
sen, weil das eine Pflichtverletzung gegenüber unseren fleißig 
arbeitenden Bürgern und gegenüber den mit uns im soziali­
stischen Lager verbundenen Staaten wäre. Wie in der Ver­
gangenheit wird sich deshalb auch in der Zukunft gegen 
solChe Täter die ganze Schärfe unserer Gesetze richten. Dabei 
werden harte Strafen nicht um der Strafe selbst willen ver­
hängt, sondern in den notwendigen Fällen um der Sicherung 
unserer Republik. willen. 

Die Regierung der DDR hat zahlreiche öffentliche Auffor­
derungen an die entsprechenden Organe West.d.eutschlands 
unJ Westberlins gerichtet, die Agentenzentralen - vor allem 
in Westberlin - zu schließen, die Rundfunk- und Pressekam­
pagne zu beenden und Verhandlungen zur Annäherung bei der 
deutscher Staaten zu führen. Wir haben oft genug öffentlich 
davor gewarnt, Menschen zu kaufen und sie dann zur :Qurch­
führung von ·Verbrechen in unsere Republik zu entsenden. 
Wir sind der überzeugung, daß mit der Schließung der Agen­
tenzentralen in Westberlin und Westdeutschland rUnd der Ein­
stellung der NATO-Politik die Staatsverbrechen der bisherigen 
Art und Intensität verschwinden würden. Es würden nur 
noch vereinzelte Fälle der Hetze oder sonstige isolierte ver­
brecherische Handlungen vorkommen. Unsere Aufforderungen 
und Warnungen haben aber bisher nicht zu Schlußfolgerungen 
bei den westdeutschen Organen geführt. Noch immer stürzen 
NATO-Agenturen bewußt Menschen ins Unglück, die dann 
für ihre Straftaten zur Rechenschaft gezogen werden. Stehen 
die Agenten vor unseren Gerichten, weil sie sich a uf einen 
aussichtslosen Weg begeben haben, an dessen Ende regelmäßig 
die Entdeckung steht, so erheben die verantwortlichen Hinter­
männer in Westdeutschland ein großes Geschrei. Dabei kann­
ten die Lemmer, Gehlen und Co. das Schicksal ihrer Agenten 
im voraus. I 

Wir können nur erneut hervorheben, daß die DDR ziel­
bewußt ihre Volksrnacht errichtet und auch in Zukunft deren 
Schutz gegen alle NATO-Agenten organisieren wj·rd. Im übri­
gen müssen wir uns über folgendes klar sein: Indem wir die 
Verbrecher gegen die DDR hart bestrafen, dadurch ähnliche 

29 



/ 

Elemente abschrecken und unseren Aufbau schützen, handeln 
wir nicht nur im Interesse der DDR und des sozialistischen 
Lagers, sondern auch im Interesse der Friedenskräfte in West­
deutschland. 

Diese schweren Verbrechen machen nur einen Bruchteil der 
seit Jahren in der DDR abnehmenden Kriminalität aus. Diese 
Entwicklung ist das Ergebnis unserer ökonomischen Erfolge 
und der Herausbildung sozialistischer Rechtsanschauungen der 
kameradschaftlichen Zusammenarbeit und gegenseitigen Hilfe. 
Bereits 1957 waren nicht weniger als 80 Prozent aller Strafen 
gegen Erwachsene Freiheitsstrafen bis zu einem Jahr, Geld­
strafen oder Haft. Diese Tatsache zeigt, daß entgegen der 
westlichen Lügenpropaganda die überwiegende Mehrzahl der 
bei uns verhängten Strafen niedrige Strafen sind. 

Auf der GI.'Iundlage dieser Entwicklung konnten wir mit 
Wirkung vom 1. Februar 1958 neue Strafarten ohne Freiheits­
entziehung, bedingte Verurteilung und öffentlichen Tadel, ein­
führen. Sie tt"aten natürlich niCht automatisch an die Stelle 
aller bisherigen niedrigen Strafen. Es werden auch jetzt I!och 
kurzfristige Freiheitsstrafen in bestimmten Fällen notwendig, 
z. B. bei Rowdytwn. Aber die neuen Strafen kommen immer 
dann zur Anwendung, wenn eine bleibende erzieherische Ein­
wirkung auf den Verurteilten auch ohne Aufenthalt im Ge­
fängnis erreicht werden kann. Dabei darf kein Zweifel be­
stehen, daß auch ilie neuen Strafarten Elemente des Zwanges 
enthalten und echte Strafen sind, die von dem Verurteilten 
und seiner Umgebung auch als solche angesehen werden müs­
sen und deshalb auch in das Strafregister eingetragen werden. 
Für welche Menschen kommen sie nach der bisherigen Praxis 
vor allem zur Anwendung? In erster Linie für solche Rechts­
brecher, die bei sonst. richtiger gesellschaftlicher Einstellung 
einmal versagt, also für Menschen, die erstmalig gegen unsere 
Strafgesetze verstoßen haben. Das bedeutet allerdings kein 
Schema. Weder werden die neuen Strafarten durch eine kleine 
Vorstrafe ausgeschlossen, noch kann jeder erstmalig vor Ge­
richt Stehende etwa mit Sicherheit darauf rechnen, eine Strafe 
ohne Freiheitsentziehung zu erhalten, auch wenn seine Tat 
theoretisch damit bestraft werden könnte. Entscheidend sind 
immer die Umstände des Einzelfalles. 

Wird eine Gefängnisstrafe bedingt ausgesprochen, so ver­
folgt dieses Urteil das Ziel, daß die Strafe nicht verbüßt wird. 
Deshalb wird mit der bedingten Verurteilung gleichzeitig eine 
Bewährungsfrist auferlegt. Begeht der Verurteilte innerhalb 
dieser Frist keine neue Straftat, die mit mehr als drei Mo­
naten Gefängnis bestraft wird, so stellt das Gericht nach Ab­
lauf der BeWährungsfrist fest, daß er als nicht bestraft gilt. 
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Damit wird auch die bedingte Verurteilung aus dem Straf­
register entfernt. 

Auch in kapitalistischen Ländern gibt es eine bedingte Ver­
urteilung, die aber einem anderen Ziele dient. Dort werden 
mit dem Ausspruch der Strafe bestimmte Auflagen verbun­
den und der Verurteilte wird einer Betreuung durch carita­
tiv~ oder andere Organe unterstellt. Von ihm· wird ein be­
stimmtes Wohlverhalten gegenüber dem Staat gefordert. So 
kann ihm z. B. verboten werden, mit bestimmten Menschen 
Kontakt zu pflegen. Auf diese Weise wird die bedingte Ver­
urteilung vom kapitalistischen Staat dazu eingesetzt, fort­
schrittliche Menschen oder politische Gegner für die mehr­
jährige Dauer der Bewährungsfrist lahmzulegen. Im Gegensatz 
hierzu ist bei uns die bedingte Verurteilung nicht mit irgend­
welchen Wertungen verbunden, ilie während der Bewährungs­
frist oder nach ihrem Ablauf zu treffen sind. Nur bei Be­
gehung einer zweiten Straftat von bestimmter Schwere wird 
die bedingt .verhängte Freiheitsstrafe verbüßt. 

Besonders deutlich wird der sozialistische Charakter unserer 
Strafen beim öffentlichen Tadel. Er besteht darin, daß das 
Gericht in der öffenUichen Gerichtssitzung dem VeI'lurteilten 
für die von ihm begangene Gesetzesverletzung seine Miß­
billigung ausspticht. Eine solche Strafe ist nur im sozialisti­
schen Staat möglich, dessen Gerichte dem Bürger als Teil der 
von ilun gebilligten Arbeiter-und-Bauern-Macht gegenüber­
treten und deshalb für ihn eine anerkannte Autorität dar­
stellen. Weil die Gerichtsverhandlungen in unserem Staat auf 
die meisten vor Gericht stehenden Menschen einen bleiben­
den Eindruck ausüben und sich ein enges Verhältnis der Bür­
ger zu den Staatsorganen entwickelt hat, erweist sich der 
öffentlicPe Tadel als StJrafe gegenüber bestimmten Rechtsver­
letzern als wirksam. 

Wir sind allerdings der Meinung - und das gilt für den 
öffentlichen Tadel vrie für die .bedingte Verurteilung -, daß. 
diese neuen Strafen ihre volle Wirkung erst dann erhalten, 
wenn eine gesellschaftliche Einwirkung auf den Bestraften 
einsetzt um ihn für die Zukunft zur Einhaltung unserer Ge­
setze z~ erziehen. Diese Einwirkung muß vom Kollektiv aus­
gehen, in dem der Bestrafte lebt und arbeitet. Da~ können die 
Arbeitskameraden im Betrieb sein, die Hausgememschaft oder 
die Familienangehörigen. Aus diesem, ~em Bestraften bekann­
ten Kollektiv muß ihm zur Verstär~ung des gerichtlichen Ur­
teils eine moralische Verurteilung entgegentreten, damit ihm 
geholfen wird, in Zukunft ein gesellschaftlich nützliches Leben 
zu führen. Auf keinen Fall dürfen Strafen, die nicht zu einem 
Gefängnisaufenthalt führen, bagatellisiert werden. Die bis­
herigen Erfahrungen mit den neuen S~afarten zeigen, daß 
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von den gesellschaftlichen Kräften starke Einwirkungen auf 
die VeI.'lurteilten ausgehen können. 

Seit der Einführung des Strafrechtsergänzungsgesetzes, die 
dazu geführt hat, daß die Freiheitsstrafe nicht mehr die 
Hauptstrafe in unserem Strafensystem ist, zeichnen sich neue 
Entwicklungen ab. Durch die Richtlinie über die Arbeit der 
neuen Konfliktkomrn.issionen vom 4. April 1960 wird diesen _ 
Organen der Werktätigen die Entscheidung über die Verlet­
zung von Strafgesetzen zugewiesen, soweit diese wegen des 
geringen Grades ihrer Gesellschaftsgefährlichkeit nicht vor 
den Gerichten verhandelt werden. Die Umstellung der Kon­
fliktkommission.en ist im Gange und soll bis zum 31. Dezember 
1960 abgeschlossen sein. So tritt in einer neuen Form, ent­
sprechend dem wachsenden sozialistischen Bewußtsein unserer 
Bevölkerung, die Erziehung des Rechtsverletzers im Kollek tiv 
in den Vordergrund. 

• 
Im April 1960 hat das Oberste Gericht der Deutschen Demo­

kratischen Republik den damals noch amtierenden Adenauel'­
Minister Theodor Oberländer zu lebenslänglichem Zuchthaus 
verurteilt. In einem Bericht über dieses Verfahren schrieb 
ein westdeutscher Journalist, ler habe im Sitzungssaal des 
Obersten Gerichts die Figur der Justitia mit der Waage und 
den verbundenen Augen vermißt. Es stimmt: Dieses unwahre 
Symbol vergangener Zeiten ist in unseren Getichtssälen nicht 
mehr zu finden. Es war nur zur Täuschung einfacher Men­
schen bestimmt; denn die Gerichte haben niemals mit ver­
bundenen Augen geurteilt. Die bürgerlich-kapitalistische Justiz 
entschied in ihren Urteilen eindeutig gegen das Volk und .für 
die reaktionären Kräfte, wie es in Westdeutsch land noch 
heute der Fall ist. 

Unsere Gerichte stellen mit offe'nen Augen die Tatsachen 
fest; sie entscheiden auf der Grundlage des sozialistischen 
Rechts, das von den Volksrnassen selbst geschaffen wird, und 
auf der Grundlage des: sozialistischen Bewußtseins, das Staats­
organe und Bürger verbindet. Deshalb stimmen ihre Ent­
scheidungen mit den Inieressen des Volkes überein. Zum 
ersten Male in der Geschichte der deutschen Justiz stehen die 
Justizorgane in der Deutschen Demokratischen Republik auf 
der Seite des Fortschritts, gehen sie mit dem Volk, helfen sie, 
seine edelsten Ziele zu verwirklichen. Ihre Tätigkeit stimmt 
überein mit den Forderungen des Potsdamer Abkommens und 
mit den Progrnmmen der antifaschistischen Kräfte vor 1945. 
Die Entwicklung des Rechts und die Tätigkeit der Justiz­
organe in der Deutschen Demokratischen Republik werden auf 
der bisherigen Linie fortgesetzt werden, weil sie der Siche­
rung des Friedens .in Deutschland und dem Sozialismus dien t. 

32 

17 Prof. Dr. Gerhard Reintanz: NATO - die Hei­
lige Allianz des 20. Jahrhunderts 

18 Huberr. Faensen: Die künstlerische Gestaltung 
der christlichen Existenz im Sozialismus 

19 Gertrud Illing : Der 20. Juli 1944 

20 Gerald Götting: Die Bewährung christlicher 
Existenz im Aufbau des Sozialismus 

*21 Zehn J ahre Deutsche Demokratische Republik­
Von der antjfaschistisch - demokratischen 
Ordnung zum Kampf um den Sieg des 
Sozialismus 

22 Zehn Jahre DDR - zehn Jahre steten wirt­
scl1aftlichen Aufstiegs 

23 Herbert Trebs: Sozialistische Kulturrevolution 
und christlicher Glaube 

.24 Günter Wirth: Zur Politik der Christlich-Demo­
kratischen Union 1945 bis 1950 

*25 Prof. Dr. Rudolf ru~an: Josef L. firomadka -
Leben und Werk 

26 Prof. Dr. Gerhard Reintanz: Afrika - Einj~e 
seiner Probleme 

27 Duong-Van-Dam: Die Lage des Katholizismus 
in Vietnam 

28 Prof. Dr. Kurt Wiesner: Albert Schweitzer zum 
85. Geburtstag 

·29 Fritz Rick: Auf neue Art arbeiten, Jemen und 
leben 

·30 Dr. Hans Wiedemann t: Aus m~inen Reden 
·31 Gerhard Lange: Erziehung und Bildung der Ju­

gend in den beiden deutschen Staaten 
·32 Dr. Gerhard Desczyk: Der Friedensauftrag der 

Katholiken 
33 Dr. Bohuslav PospUi1: Die Pl-ager Christliche 

Friedenskonferenz 
·34 Johannes Zukertort: Der deutsche Militarismus 

und die Legende vom Präventivkri,eg Hitler­
Deutschlands gegen die Sowjetunion 



·35/36 Luitpold Steidle: Das Nationalkomitee "Freies 
Deutschland" 

·37 Gerhard Krüger : Die Darstellung der wichtig­
sten Probleme des zweiten Weltkrieges in 
der reaktionären Geschichtsschreibung West­
deutschlands 

"'38 Prof. 01'. Gerhard Reintanz, Heinz Büttner, Er­
win Krubke: Friedensvertrag mit Deutsch-
land . 

·39 Gertrud llling : Abrüstung - der: Weg zum Welt­
frieden - Wunsch und Wille der Menschheit 

40 Wolfgang Heyl, Vietor Thiel, Erwin Krubke, 
Rolf Börner: Es gibt keinen dritten Weg 

41 Otto Nuschke - Sein Vermächtnis an die christ­
lichen Demokraten 

42 Rolf Börner: Der Christ und die sozialistische 
Moral 

43 Prof. D1'. Gerhard Reintanz: Ostsee - Meer des 
Friedens 

44 Prof. Dr. theol. Gerhard Kehnscherper: Max 
Plancks Forderung an Theologie und Kirche 

45 Werner Meinecke: Die Verflechtung mit der 
Macht als aktuelle Bedrohung der Kirche 

Die mit· gekennzeichneten Titel sind bei der Partei­
leitung vergriffen. 

Verkaufspreis 0,50 DM 


